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EGV:

Keine Bewerbungsbemühungen ohne Bewerbungskostenübernahme

Das BSG hat entschieden, dass Ein-
gliederungsvereinbarungen als öffent-
lich-rechtliche Verträge insgesamt
nichtig sind, wenn sich das Jobcenter
vom Alg II-Berechtigten unzulässige
Gegenleistungen versprechen lässt.

Sanktionsbewehrte Verpflichtungen
des Leistungsberechtigten zu den in
den Vereinbarungen bestimmten Be-
werbungsbemühungen müssen in ei-
nem angemessen Verhältnis zu den
vom Jobcenter übernommenen Leis-
tungsverpflichtungen zur Eingliede-
rung in Arbeit stehen. Diese müssen
individuelle, konkrete und verbindli-
che Unterstützungsleistungen für die
Bewerbungsbemühungen vorsehen,
insbesondere zur Übernahme von
Bewerbungskosten.

Dass gesetzliche Vorschriften die Er-
stattung von Bewerbungskosten ermög-

lichen, führt nicht dazu, dass die Ein-
gliederungsvereinbarungen ein ausge-
wogenes Verhältnis der wechselseitigen
Verpflichtungen von Alg II-Berechtigtem
und Jobcenter aufweisen.

Im entschiedenen Fall verpflichtete die
Eingliederungsvereinbarung den Kläger
mindestens zehn Bewerbungsbemühun-
gen pro Monat zu unternehmen und die-
se an einem Stichtag dem Jobcenter
nachzuweisen. Das Jobcenter bot Unter-
stützungsleistungen zur Beschäftigungs-
aufnahme an; eine Regelung zur Erstat-
tung von Bewerbungskosten des Klägers
durch das Jobcenter enthielten die Ein-
gliederungsvereinbarungen nicht. In den
drei hier maßgeblichen Monatszeiträu-
men erfüllte der Kläger nach Auffassung
des Jobcenters seine Verpflichtung zu den
monatlichen Eigenbemühungen nicht,
weshalb das Jobcenter jeweils wegen
dieser Pflichtverletzungen Sanktionen

Bei Zweifeln an der Erwerbsfähigkeit muss das
Jobcenter vorleisten

aussprach - bis hin zum vollständigen
Entfallen der Leistungen.

Das BSG hat nun die Revision des
Jobcenters zurückgewiesen, weil es -
wegen Nichtigkeit - jeweils an Verpflich-
tungen des Klägers zu Bewerbungsbe-
mühungen und so bereits an den Grund-
lagen für die angefochtenen Sanktions-
entscheidungen fehlte. Weder sei ersicht-
lich, dass die Eingliederungsvereinbarung
auf den Leistungsgrundsätzen des § 3
Abs. 1 SGB II beruhen, insbesondere die
Eignung und individuelle Lebenssituati-
on des Klägers berücksichtigen, noch
dass sie individuelle, konkrete und ver-
bindliche Leistungsangebote zur Einglie-
derung in Arbeit als grundsätzlich not-
wendige Bestandteile einer Eingliede-
rungsvereinbarung enthalten.

BSG, Urteil vom 23.06.2016
B 14 AS 30/15 R

Immer wieder kommt es vor, dass
Antragsteller, die gesundheitlich ein-
geschränkt sind, zwischen Jobcenter
und Sozialamt hin und her geschickt
werden. So auch in einem aktuellen
Fall, bei dem das Jobcenter einen An-
tragsteller auf Grundlage eines ar-
beitsmedizinisches Gutachten der
Agentur für Arbeit als nicht erwerbs-
fähig abgelehnt und an den Sozialhil-
feträger verwiesen hatte. Doch auch
dieser lehnte die Erbringung von exis-
tenzsichernden Leistungen ab.

Das LSG entschied nun, dass bis zur
Feststellung einer Erwerbsunfähigkeit das
Jobcenter vorläufig Leistungen zu zah-
len hat. Das Jobcenter dürfe fehlende
Erwerbsfähigkeit nicht annehmen, ohne
zuvor den Sozialhilfeträger eingeschal-
tet zu haben. Das Jobcenter müsse mit

dem Sozialamt vertrauensvoll zusammen-
arbeiten. Es sei verpflichtet, dem Sozial-
hilfeträger das Gutachten zu übermitteln,
anzufragen, wie dieser die Erwerbsfä-
higkeit beurteilt und evtl. eine angemes-
sene Frist zur abschließenden Äußerung
zu setzen. Erst wenn diese abgelaufen
sei, ohne dass der Sozialhilfeträger sich
geäußert hat, sei das Jobcenter berech-
tigt, SGB II-Leistungen zu verweigern und
den Betroffenen auf das Sozialamt zu
verweisen. Im Zweifel sei das Jobcenter
entsprechend den gesetzlichen Vorgaben
verpflichtet, ein Gutachten des Renten-
versicherungsträgers einzuholen, der
über die Erwerbsfähigkeit verbindlich ent-
scheidet.

LSG NRW
Beschluss vom 09.06.2016
L 9 SO 427/15 B ER

Elterngeld bleibt
anrechenbar

Die Berücksichtigung eines gezahl-
ten Elterngeldes als Einkommen beim
Alg II verletzt nicht den allgemeinen
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG
i.V.m. Art 6 GG.

BSG, Urteil vom 26.07.2016
B 4 KG 2/14 R
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Nachzahlung
Kindergeld ist
laufendes Einkommen

Bei der Kindergeldnachzahlung
handelt es sich, anders als der Beklag-
te meint, nicht um eine einmalige Ein-
nahme i.S.d. § 11 Abs. 3 SGB II, son-
dern um laufendes Einkommen, das
im Zuflussmonat in voller Höhe anzu-
rechnen und nicht gem. § 11 Abs. 3
Satz 3 SGB II auf einen Zeitraum von
6 Monaten gleichmäßig aufzuteilen ist
(Anschluss an LSG Nordrhein-Westfa-
len, Urteil vom 09.11.2015, L 19 AS
924/15).

LSG Baden-Württemberg
Urteil vom 27.06.2016
L 1 AS 4849/15

Verzugszinsen des
Jobcenters sind kein
Einkommen

Zinsen, die auf verspätete oder
Nachzahlungen von SGB II-Leistungen
gewährt werden, sind nicht ihrerseits
bedarfsmindernd als Einkommen an-
zurechnen.

Im entschiedenen Fall hatte ein Leis-
tungsberechtigter eine Nachzahlung
von SGB II-Leistungen in Höhe von
5.608,70 EUR für die Zeit von Januar
2005 bis Februar 2006 erhalten und
zusätzlich aus diesem Nachzahlungs-
betrag gemäß § 44 SGB I Zinsen in
Höhe von 280,53 EUR. Das Jobcen-
ter rechnete die Zinsen - nach Abzug
der 30-EUR-Versicherungspauschale -
als Einkommen an.

Nicht rechtmäßig, befand das LSG.
Die Nichtanrechenbarkeit gilt nicht nur
für Nachzahlungen von SGB II-Leistun-
gen selbst (§ 11a Abs. 1 Nr. 1 SGB II),
sondern auch für die aus solchen Nach-
zahlungen geleisteten Zinsen. Es wurde
wegen der grundsätzlichen Bedeutung
der Frage die Revision zugelassen.

LSG Baden-Württemberg
Urteil vom 21.06.2016
L 9 AS 4918/14

Wertsteigerungen einer Lebensversicherung sind
kein Einkommen

Erfolglose Verfassungsbeschwerde gegen die Berücksichtigung
von Einkommen eines Familienangehörigen

Bei der Ermittlung der Bedürftigkeit
für die Gewährung existenzsichern-
der Leistungen (Art. 1 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Art. 20 Abs. 1 GG) kann
grundsätzlich unabhängig von einem
Unterhaltsanspruch das Einkommen
und Vermögen von Personen berück-
sichtigt werden, von denen in der fa-
miliären Gemeinschaft zumutbar zu
erwarten ist, dass sie tatsächlich
füreinander einstehen und „aus einem
Topf“ wirtschaften.

Im entschiedenen Fall rechnete das
Jobcenter einen Teil der Erwerbsun-
fähigkeitsrente des Vaters bei dem
21jährigen Sohn an.

Weigern sich Eltern aber ernsthaft,
für ihre nicht unterhaltsberechtigten
Kinder einzustehen, fehlt es schon an
einem gemeinsamen Haushalt und
damit auch an der Voraussetzung ei-
ner Bedarfsgemeinschaft. Eine Berück-
sichtigung von Einkommen und Ver-
mögen scheidet dann aus; ein Aus-
zug aus der elterlichen Wohnung muss
dann ohne nachteilige Folgen für den

Grundsicherungsanspruch möglich
sein.

Das BVerfG hat auch die Höhe des
Regelbedarfs für den Beschwerdefüh-
rer nicht beanstandet. In der Urteils-
begründung führt das Gericht u.a. aus,
dass die Annahme, das Hinzutreten
eines weiteren Erwachsenen zu einer
Bedarfsgemeinschaft führe zu einer
regelbedarfsrelevanten Einsparung von
20 %, sich zumindest für die Zwei-Per-
sonen-Bedarfsgemeinschaft auf eine
ausreichende empirische Grundlage
stützen kann; sie bewegt sich innerhalb
des Entscheidungsspielraums des Ge-
setzgebers. Nicht zu entscheiden war
im vorliegenden Verfahren, ob und
gegebenenfalls ab welcher Anzahl hin-
zutretender Personen eine Sicherung
des menschenwürdigen Existenzmini-
mums nicht mehr gewährleistet ist,
wenn für jede dieser weiteren Perso-
nen eine um 20 % geringere Regel-
leistung berechnet wird.

BVerfG, Beschluss vom
27.07.2016, 1 BvR 371/11

Überschussanteile und Bewertungs-
reserven aus einer zum Schonvermö-
gen zählenden Kapitallebensversiche-
rung sind bei Auszahlung und Zufluss
während des Leistungsbezugs gemäß
§ 11 SGB II nicht als Einkommen zu
berücksichtigen. Bei einer solchen
Kapitallebensversicherung besteht ein
einheitlicher Anspruch des Versiche-
rungsnehmers gegen den Versicherer,
der sich aus der Versicherungssum-
me und der Überschussbeteiligung

zusammensetzt und auch die Wertstei-
gerung der gesamten Versicherung in
der Zeit mitumfasst. Wertsteigerungen
der einheitlichen Lebensversicherung
nach Antragstellung bewirken keinen
Einkommenszufluss, sondern sind Stei-
gerungen des Verkehrswerts von
zuvor vorhandenem Vermögen nach
Antragstellung.

BSG, Urteil vom 10.08.2016
B 14 AS 51/15 R
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Telefon, Internet und
Nachsendeantrag als
Umzugskosten

Bei einem vom Jobcenter als not-
wendig anerkannten Umzug mit einer
entsprechenden Zusicherung hinsicht-
lich der Umzugskosten gehören zu
den als Bedarf zu berücksichtigenden
Umzugskosten heutzutage auch die
Kosten für einen Telefon- und Inter-
netanschluss sowie die für einen
Nachsendeantrag. Denn beides ist
notwendig, um nach einem Umzug die
Kommunikation mit anderen Men-
schen, Behörden usw. aufrecht zu er-
halten, die, wie die Aufnahme der
Abteilung 8 (Nachrichtenübermittlung)
in die Ermittlung der Regelbedarfe
zeigt, ein vom Gesetzgeber anerkann-
tes Grundbedürfnis darstellt (vgl. §§
5 f RBEG).

BSG, Urteil vom 10.08.2016
B 14 AS 58/15 R

Mehrbedarf für Alleinerziehende

Die Geburt eines Kindes durch eine
Minderjährige lässt den Anspruch ih-
rer Mutter auf Mehrbedarf für Allein-
erziehung unberührt.

Das Jobcenter hatte den Mehrbe-
darf für Alleinerziehung der Mutter ei-
ner minderjährigen Tochter verweigert,
nachdem die Tochter selbst Mutter wur-
de. Die Jobcenter-Entscheidung ent-
spricht auch der Weisungslage (fachli-
che Hinweise zu § 21 SGB II, Rz
21.13): „Es wird davon ausgegangen,
dass ein Mehrbedarf wegen Alleiner-
ziehung durch ein Kind, das selbst ein
Kind hat, nicht mehr verursacht wird.“

Das Sozialgericht Dresden ist die-
ser Rechtsansicht nicht gefolgt. Der
Umstand, dass die minderjährige
Tochter der Klägerin bereits selbst
Mutter eines Kindes ist, lässt den An-

spruch auf Mehrbedarf wegen Allein-
erziehung nicht entfallen. Das Gesetz
stellt allein auf die Minderjährigkeit ab,
ohne dass der konkrete Betreuungs-
aufwand geprüft werden müsste. Ein-
schränkungen wie etwa „ledig, ohne
eigene Kinder“ finden sich nicht.
Besonders die zivilrechtlichen Vor-
schriften über die elterliche Sorge und
die Vorschriften der Jugendhilfe stüt-
zen dies. Hiernach wird gerade nicht
danach unterschieden, ob die minder-
jährigen Kinder schon selbst Eltern sind
oder nicht. Die minderjährige Tochter
der Klägerin wird daher auch nach
der Geburt ihres Sohnes durch die
dem Haushalt vorstehende Klägerin
betreut und erzogen.

SG Dresden
Urteil vom 21.08.2015
S 40 AS 1713/13

Eheähnliche
Gemeinschaft

Das Vorliegen einer eheähnlichen
Gemeinschaft hat für jeden Bewilli-
gungszeitraum eigens zu erfolgen.

Die Beurteilung eines früheren Be-
willigungszeitraums als eheähnliche
Gemeinschaft hat keine Bindungswir-
kung für folgende Zeiträume. Es ist
anhand der objektiven Hinweistatsa-
chen für jeden Bewilligungszeitraum
neu zu entscheiden, ob eine eheähn-
liche Gemeinschaft vorliegt oder nicht.

Kosten der Unterkunft und Heizung
sind im Eilverfahren nicht zu gewäh-
ren, wenn keine Gefährdung der
Unterkunft ersichtlich ist.

Der Regelbedarf ist im Eilverfah-
ren nicht zu gewähren, wenn in einer
Gemeinschaft in der Unterkunft der
Lebensunterhalt sichergestellt ist.

Steht Einkommen als bereite Mittel
zur Verfügung, das mindestens 70%
des Regelbedarfs abdeckt, ist unter
dem Gesichtspunkt der Vorwegnah-
me der Hauptsache im Eilverfahren
kein Regelbedarf zuzusprechen.

LSG München
Beschluss vom 02.08.2016
L 7 AS 461/16 B ER

Schönheitsreparaturen

Schönheitsreparaturen sind grund-
sätzlich vom Leistungsberechtigten
selbst - ggf. unter Zuhilfenahme von
Nachbarn und Verwandten - vorzu-
nehmen. Auch ein Nichtbedürftiger,
nicht im Leistungsbezug nach dem
SGB II stehender Mieter wäre gehal-
ten gewesen, die diesbezüglichen Ar-
beiten selbst vorzunehmen.

Lediglich dann, wenn der Leistungs-
berechtigte die Schönheitsreparaturen
etwa wegen Alters, Behinderung, kör-
perlicher Konstitution oder wegen der
Betreuung von Kleinstkindern nicht selbst
vornehmen oder durchführen kann,
kann auch die Übernahme der Aufwen-
dungen für eine gewerblich Auszugs-
renovierung in Betracht kommen.

Eine Unzumutbarkeit folgt nicht
schon aus der Tatsache, dass es sich
bei dem Leistungsberechtigten um
eine Frau handelt.

SG Stuttgart, Gerichtsbescheid
vom 11.02.2016
S 20 AS 4798/14

Eheähnliche
Gemeinschaft

Für den Willen, Verantwortung
füreinander zu tragen und für-
einander einzustehen (Einstandswil-
len), gibt es Tatbestände, die eine ge-
setzliche Vermutung hierfür begrün-
den. Diese Vermutung kann durch
weitere Indizien bekräftigt werden.
Entgegenstehende Erklärungen, die
Betroffene in Kenntnis der Rechtsfol-
gen einer eheähnlichen Gemeinschaft
abgeben, haben eine geringere Be-
weiskraft.

LSG Bayern,
Beschluss vom 27.07.2016
L 7 AS 414/16 B ER
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Strafrichter muss bei
Sozialleistungsbetrug
eigenständig prüfen

In Fällen des sogenannten Sozial-
leistungsbetrugs hat das Tatgericht nach
den Grundsätzen der für die Leistungs-
bewilligung geltenden Vorschriften selb-
ständig zu prüfen, ob und inwieweit tat-
sächlich kein Anspruch auf die bean-
tragten Leistungen bestand. Um den
Eintritt eines Schadens zu belegen, muss
aus den Feststellungen in nachvollzieh-
barer Weise hervorgehen, dass und in-
wieweit nach den tatsächlichen Gege-
benheiten auf die sozialrechtliche Leis-
tung kein Anspruch bestand; mit einer
allgemeinen Verweisung auf behördli-
che Schadensaufstellungen darf sich
das Urteil nicht begnügen.

BGH, Urteil vom 22.03.2016,
3 StR 517/15

Urlaubs- und
Weihnachtsgeld
erhöhen Elterngeld

Im Bemessungszeitraum als Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld deklarierte
Zahlungen sind als laufender Arbeits-
lohn und nicht als sonstige Bezüge i.S.
des § 2c Abs. 1 Satz 2 BEEG einzu-
ordnen und daher bei der Bemessung
des Elterngeldes zu berücksichtigen.

LSG Berlin-Brandenburg,
Urteil vom 25.05.2016
L 17 EG 10/15

Mutwillkosten wegen Rechtsmissbrauch

Elternzeit nach dem dritten Lebensjahr des
Kindes kann Alg-Anspruch ausschließen

Personen sind in der Zeit, in der sie
ein Kind erziehen, das das dritte Le-
bensjahr noch nicht vollendet hat, in
der Arbeitslosenversicherung versi-
chert, wenn sie unmittelbar vor der
Kindererziehung versicherungspflich-
tig waren. Nun können Eltern aber ei-
nen Teil der Elternzeit über das dritte
Lebensjahr ihres Kindes hinaus über-
tragen. Nach Vollendung des dritten
Lebensjahres des Kindes besteht
allerdings keine Versicherungspflicht
nach dem SGB III mehr. Beträgt die
nach dem dritten Lebensjahr des Kin-
des in Anspruch genommene Eltern-
zeit mehr als 12 Monate, kann dies
zu einem Verlust des Anspruchs auf
Arbeitslosengeld führen.

Das LSG Rheinland-Pfalz hat dar-
auf hingewiesen, dass das Arbeits- und
Sozialrecht insoweit nicht vollständig
harmonisiert sind. Die Regelung sei
allerdings rechtmäßig und verstößt
nicht gegen europäische Richtlinien.
In der Vergangenheit hatten BSG und
BVerfG bereits geurteilt, dass dieser
eingeschränkte Versicherungsschutz
nicht verfassungswidrig ist.

Für Betroffene ist daher Vorsicht ge-
boten. Im entschiedenen Fall hatte eine
Mutter sowohl nach der Geburt ihres
ersten als auch nach der Geburt ihres
zweiten Kindes jeweils ein Jahr der El-
ternzeit auf die Zeit nach Vollendung des
dritten Lebensjahres ihrer Kinder über-
tragen und insgesamt ca. 14,5 Monate
Elternzeit nach Vollendung des dritten
Lebensjahres ihres jüngsten Kindes in
Anspruch genommen. Unmittelbar im
Anschluss war sie arbeitslos, weil sie im
Rahmen eines arbeitsgerichtlichen Ver-
gleichs der Auflösung ihres Arbeitsver-
hältnisses zugestimmt hatte. Ihr Antrag
auf Arbeitslosengeld wurde abgelehnt,
weil sie in der zweijährigen Rahmen-
frist nicht mindestens zwölf Monate in
einem Versicherungspflichtverhältnis
gestanden hatte. Sie war während der
ca. 14,5 Monate vor Eintritt der Arbeits-
losigkeit nicht in der Arbeitslosenversi-
cherung versicherungspflichtig und er-
füllte deshalb die für einen Anspruch
auf Arbeitslosengeld notwendige Min-
destversicherungszeit nicht mehr.

LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom
30.08.2016, L 1 AL 61/14

Rechtsmittelbelehrung
bei Sanktion

Eine Rechtsmittelbelehrung als Vor-
aussetzung für eine 100% Sanktion nach
einer weiteren wiederholten Pflichtver-
letzung (§ 31a Abs. 1 Satz 3 SGB II) ist
nur dann konkret, vollständig und ein-
zelfallbezogen, wenn darin die maß-
geblichen Vorsanktionen nach Satz 1 und
2 genau bezeichnet werden.

LSG Niedersachsen-Bremen,
Beschluss vom 30.06.2016
L 7 AS 414/16 B ER

Eigentlich ein klarer Fall: Ein Alg II-
Berechtigter bereitet in seiner Woh-
nung Warmwasser mittels eines in der
eigenen Wohnung installierten Gas-
Geysers auf. Das Gas wird nur für die-
sen Geyser benutzt, so dass der Gas-
verbrauch exakt erfasst werden kann.
In diesem Fall müssen die tatsächlichen
Kosten für die Warmwasserzuberei-
tung, hier die Gaskosten, anerkannt
werden. Das Jobcenter Wuppertal hat-
te jedoch zunächst gar keine Kosten,
im Laufe des Verfahrens dann den pau-
schalen Mehrbedarf gem. § 21 Abs.
7 Satz 2 Nr. 1 SGB II anerkannt.

Das SG Düsseldorf weist in seinem
Bescheid darauf hin, dass der pau-
schale Mehrbedarf nur in den Fällen
zu gewähren ist, bei denen die tat-

sächlichen Warmwasserkosten nicht
feststellbar sind - typischerweise bei
Durchlauferhitzern und Boilern. Dies
entspricht sogar der internen Weisun-
gen der BA. Obwohl das Sozialgericht
das Jobcenter mehrmals darauf hin-
gewiesen hatte, dass die Klageverfol-
gung ohne Erfolgsaussicht und damit
rechtsmissbräuchlich i.S. des § 192
Abs. 1 Satz 2 SGG ist, hatte das Job-
center keinerlei Einsicht gezeigt und
das Verfahren sinnloserweise fortge-
führt. Das Sozialgericht hat deshalb
gegen das Jobcenter Verschuldenskos-
ten verhängt, die allerdings auf die
Pauschgebühr von 150 EUR (§ 184
Abs. 2 SGG) beschränkt wurde.

SG Düsseldorf, Bescheid vom
27.04.2016, S 35 AS 159/15
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SGB II - Rechtsvereinfachungsgesetz ab 01.08.2016

Das sog. Rechtsvereinfachungsge-
setz, genauer: „Neuntes Gesetz zur
Änderung des SGB II - Rechtsverein-
fachung sowie zur vorübergehenden
Aussetzung der Insolvenzantrags-
pflicht“ ist nach der Zustimmung durch
den Bundesrat zum 01.08.2016 in
Kraft getreten. Es handelt sich um eine
umfangreiche Reform des SGB II und
betrifft die unterschiedlichsten Berei-
che, von Regelungen zur Anrechnung
von Einkommen und Vermögen, über
die Anspruchsvoraussetzungen, die
Bedarfe für Unterkunft und Heizung
bis hin zum Verfahrensrecht. Dabei
sind im Rechtsvereinfachungsgesetz
eine ganze Reihe von Änderungen
beinhaltet, die aus Sicht der Betroffe-
nen negativ zu beurteilen sind,
andererseits aber auch einige Verbes-
serungen. Eine einheitliche Linie ist
nicht erkennbar - dem ursprünglichen
Anspruch „Rechtsvereinfachung“ wird
das Gesetz aber jedenfalls nicht ge-
recht. Im Folgenden geben wir einen
Überblick über die wesentlichsten Än-
derungen.

Leistungen zur Beratung
Die Grundsicherung für Arbeitsu-

chende umfasst nun explizit auch Leis-
tungen zur Beratung und benennt ne-
ben der Arbeit auch Vermittlung in
Ausbildung als Mittel zur Überwindung
von Hilfebedürftigkeit (§ 1 Abs. 3 SGB
II). In der Neufassung des § 14 SGB II
wird die Beratung als Leistung zur Ein-
gliederung weiter konkretisiert. Die
Beratung umfasst dabei die Erteilung
von Auskunft und Rat nicht nur über
die Leistungen, sondern auch zur Be-

rechnung der Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts sowie zu
den Inhalten und Zielen der Leistun-
gen zur Eingliederung und deren Aus-
wahl im Rahmen des Eingliederungs-
prozesses. Für diese individuelle Be-
ratung soll das Jobcenter einen per-
sönlichen Ansprechpartner oder eine
Ansprechpartnerin benennen (§ 14
Abs. 2 SGB II). Art und Umfang der
Beratung richten sich nach dem Be-
ratungsbedarf der leistungsberechtig-
ten Person!

Sofortangebot und Integrations-
kurse

Die Verpflichtung zu sog. „Sofort-
angeboten“ bezog sich bisher nur auf
die U25. Künftig sollen für alle An-
tragstellenden unverzüglich Leistungen
zur Eingliederung in Arbeit erbracht
werden (§ 3 Abs. 2 SGB II). Leistungs-
berechtigte, die nicht über ausreichen-
de deutsche Sprachkenntnisse verfü-
gen, oder darüber hinaus notwendige
berufsbezogene Sprachkenntnisse be-
nötigen, sollen zu Integrationskursen
oder berufsbezogenen Sprachkursen
gezwungen werden können, indem
eine Teilnahmeverpflichtung in die Ein-
gliederungsvereinbarung aufgenom-
men wird (§ 3 Abs. 2 a SGB II).

Vorrangige Leistungsansprüche
Wegen des Grundsatzes der Nach-

rangigkeit von SGB II-Leistungen sind
Leistungsberechtigte schon immer ver-
pflichtet gewesen, vorrangige Leistungs-
ansprüche geltend zu machen. Diese
Verpflichtung wird nun weiter verschärft.
So erhalten die Jobcenter die Möglich-
keit, die Leistungen solange zu entzie-
hen oder zu versagen, bis die Leistungs-
berechtigten ihren Mitwirkungspflichten
gegenüber dem anderen Träger nach
den §§ 60 bis 64 SGB I nachgekom-
men sind (§ 5 Abs. 3 Satz 3 SGB II).
Diesen Vorschlag gab es im Vorfeld der
Diskussion um das Rechtsvereinfa-
chungsgesetz vor allem für die Fälle der
Zwangsverrentung. Ursprünglich ge-
plant war dabei die Schaffung einer
Möglichkeit, Alg II zu versagen, wenn
die Rentenbeantragung daran scheitert,
dass der Antragsteller bei der Renten-
versicherung nicht alle Unterlagen bei-
bringt. In der nun in Kraft getretenen
Fassung gilt interessanterweise diese

Verschärfung bei der Beantragung von
vorgezogenen Altersrenten (Zwangsver-
rentung) ausdrücklich nicht! Diese Neu-
erung gilt erst ab 01.01.2017.

Leistungen zur Eingliederung für
Aufstocker durch Arbeitsagentur

Auch neu: Leistungen zur Einglie-
derung in Arbeit nach dem Ersten
Abschnitt des Dritten Kapitels (§§ 14-
18e SGB II) werden nicht an oder für
erwerbsfähige Leistungsberechtigte
erbracht, die einen Anspruch auf Ar-
beitslosengeld oder Teilarbeitslosen-
geld („Alg I-Aufstocker“) haben (§ 5
Abs. 4 SGB II). Bisher erhielten diese
Personen Leistungen zur Eingliederung
in Arbeit nach SGB II, nun erfolgt die
Betreuung bezüglich Vermittlung und
Eingliederungsleistungen durch die
Agentur für Arbeit.

SGB II und Auszubildende
Der Ausschluss von Auszubildenden

(§ 7 Abs. 5,6 SGB II) wird neu gefasst
und deutlich abgemildert.

Zwar bleiben Auszubildende von den
Leistungen zum Lebensunterhalt - mit
Ausnahme der Leistungen nach § 27
SGB II - ausgeschlossen, deren Ausbil-
dung nach dem BAföG förderungsfä-
hig ist. Auszubildende bzw. junge Men-
schen, deren Berufsausbildung oder Be-
rufsausbildungsvorbereitung nach den
§§ 51, 57 und 58 SGB III förderungs-
fähig ist („BAB“), sind nicht mehr ge-
nannt und können daher bei Vorliegen
der übrigen Voraussetzungen Alg II auf-
stockend zu ihrer Ausbildungsvergütung
und einer ggf. zu beanspruchenden
Förderung mit BAB erhalten.

Dementsprechend entfällt auch der
Inhalt des bisherigen § 27 Abs. 3 SGB
II („Zuschuss zu den ungedeckten KdU“).
Personen, die eine duale Berufsausbil-
dung absolvieren, können nun auch
dann die Ausbildungsvergütung ergän-
zendes Alg II erhalten, wenn individuell
kein Anspruch auf BAB besteht.

Durch die weiteren Änderungen in
§ 7 Abs. 6 SGB II werden auch Aus-
zubildende, die eine nach dem BA-
föG förderungsfähige Ausbildung ab-
solvieren und die Ausbildungsförde-
rung nach dem BAföG tatsächlich er-
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halten, weitgehend in den Kreis der
Anspruchsberechtigten aufgenom-
men. Damit werden vor allem die gro-
ße Gruppe der Studenten/-innen, die
BAföG-beziehend im elterlichen Haus-
halt leben, ganz normal Alg II-berech-
tigt, während bisher nur Anspruch auf
den Zuschuss zu den ungedeckten
KdU bestand. Weiterhin ausgeschlos-
sen bleiben aber Studenten, die nicht
im elterlichen Haushalt wohnen und
Auszubildende, die eine grundsätzlich
nach dem SGB III förderungsfähige
Berufsausbildung absolvieren, aber in
einem Wohnheim oder Internat mit
voller Verpflegung untergebracht sind.

SGB I I-Übergangsle istung bis
zum BAföG-Bezug

Leistungsberechtigte, die aus dem
SGB II kommend eine BAföG-geför-
derte Ausbildung beginnen, erhalten
nun endlich eine Überbrückungsmög-
lichkeit. Diese Möglichkeit besteht für
alle Schüler, Studierende im Eltern-
haushalt und Studierende in Fach-
schulklassen an Abendgymnasien und
Kollegschulen, deren Besuch eine
abgeschlossene Berufsausbildung vo-
raussetzt (auch mit eigenem Haushalt).
Der Anspruch auf Leistungen zum
Lebensunterhalt besteht hier nämlich
bis zur Entscheidung des BAföG-Am-
tes fort, wenn die Antragstellung beim
Amt für Ausbildungsförderung nach-
gewiesen wird. Wird dann BAföG be-
willigt, besteht durch die Neuregelung
weiter (ergänzender) Alg II-Anspruch;
wird BAföG abgelehnt, endet der SGB
II-Anspruch ab dem nächsten Monat
(Ausnahme: die Ablehnung erfolgt
wegen zu berücksichtigenden Einkom-
mens oder Vermögens).

Härtefallregelung für Azubis
In der Folge dieser Neuregelungen

wurden auch die Bestimmungen zur
ausnahmsweisen Leistung an Auszubil-
dende als Härtefall in § 27 Abs. 3 SGB
II neu gefasst. Neben der darlehens-
weisen Gewährung von Regelbedarfen,
dem Mehrbedarf für Warmwasser, KdU/
Heizung, BuT und Beiträgen für KV/PV
wird für vom Alg II-Anspruch Ausge-
schlossene eine spezielle Härtefallrege-
lung eingeführt, die dann doch zu ei-
nem Leistungsanspruch als Zuschuss
führt (§ 27 Abs. 3, Satz 2,3 SGB II).
Dies betrifft Auszubildende, die wegen
Überschreitung der Altersgrenze nach

§ 10 Abs. 3 BAföG (30 bzw. 35 Jahre)
kein BAföG erhalten, wenn, die Ausbil-
dung im Einzelfall für die Eingliederung
in das Erwerbsleben zwingend (!) er-
forderlich ist und (!) ohne die Erbrin-
gung von Leistungen zum Lebensunter-
halt der Abbruch der Ausbildung droht.

Einen guten Überblick über die wich-
tigsten Neuregelungen zum Thema
„SGB II und Ausbildung“ in tabellari-
scher Form, die die alte und die neue
Rechtslage nebeneinander stellt, hat die
Koordinierungsstelle gewerkschaftli-
cher Arbeitslosengruppen erarbeitet:

http://tinyurl.com/jggv7rn

Freigänger
Die Ausnahme vom Leistungsaus-

schluss wegen Aufenthalts in einer sta-
tionären Einrichtung gilt nicht für Frei-
gänger, die mindestens 15 Stunden
wöchentlich erwerbstätig sind (§ 7 Abs.
4 S. 3 Nr. 2 SGB II).

Einnahmen in Geldeswert
Einnahmen in Geldeswert werden

künftig grundsätzlich nicht mehr als
Einkommen berücksichtigt (§ 11 Abs.
1 SGB II). Einnahmen in Geldeswert
sind somit ab dem Ersten des Monats,
der auf den Monat des Zuflusses folgt,
dem Vermögen der Leistungsberech-
tigten zuzuordnen.

Ausnahme: Einnahmen in Geldes-
wert, die im Rahmen einer Erwerbs-
tätigkeit, des Bundesfreiwilligendiens-
tes oder eines Jugendfreiwilligendiens-

tes zufließen, werden weiterhin als
Einkommen angerechnet.

Einmalige Einnahmen
Einmalige Einnahmen: Zu den ein-

maligen Einnahmen gehören auch als
Nachzahlung zufließende Einnahmen,
die nicht für den Monat des Zuflusses
erbracht werden (§ 11 Abs. 3 SGB II).
Dies ist eine Reaktion auf die Recht-
sprechung des BSG, das solche Nach-
zahlungen von Sozialleistungen als lau-
fendes Einkommen klassifiziert hatte.

Einkommen von Auszubildenden
Die Berücksichtigung des Einkom-

mens von Auszubildenden wurde in
Zusammenhang mit der nun erwei-
terten Einbeziehung Auszubildender in
das SGB II neu geregelt (§ 11a Abs.
3 SGB II). Grundsätzlich werden alle
Förderleistungen (BAB, BAföG mit
Ausnahme des Kinderbetreuungszu-
schlags nach § 14b Abs. 1 BAföG,
vergleichbare Leistungen der Begab-
tenförderungswerke, Ausbildungsgeld,
Fahrtkosten, der erhaltene Unterhalts-
beitrag nach dem AFBG) ungeachtet
der Zweckbestimmung einzelner Tei-
le der Leistung als Einkommen berück-
sichtigt. Von den so erfassten Einnah-
men sind künftig für alle Fallgestal-
tungen die Absetzbeträge nach § 11b
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 5 SGB II (vor-
geschrieben oder angemessene Ver-
sicherungen, geförderte Altersvor-
sorge, „Werbungskosten“) abzuziehen.
Der Grundabsetzbetrag (100 EUR
monatlich) gilt damit auch für diese
Arten von Einnahmen.
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Überbrückungsgeld für
Haftentlassene

Überbrückungsgeld, das im An-
schluss an eine Haftentlassung gezahlt
wird, wird nicht als Einkommen be-
rücksichtigt, soweit es den Bedarf der
leistungsberechtigten Person für 28
Tage übersteigt (§ 11a Abs. 6 SGB II).
Die Anrechnung wird also auf einen
Betrag begrenzt, der dem Bedarf des
Haftentlassenen in den 28 Tagen ein-
schließlich des Tages der Haftentlas-
sung entspricht. Dabei werden alle
Bedarfe, auch Mehrbedarfe, erfasst.
Ist der anrechenbare Teil des Über-
brückungsgeldes so hoch, dass der
Leistungsanspruch in dem Anrech-
nungsmonat entfällt, wird er auf 6
Monate aufgeteilt.

Einkommen aus Erwerbstätigkeit
und Ehrenamt

Bei kombiniertem Einkommen aus
Erwerbstätigkeit und Ehrenamt wird nun
auch durch veränderten Gesetzestext
(§ 11b Abs. 2 Satz 3 SGB II) der BSG-
Rechtsprechung gefolgt. Bisher muss-
ten die Wissensdatenbank (WDB-Bei-
trag Nr.: 112057 / http://tinyurl.com/
h6d8zsp) oder die fachlichen Hinwei-
se (Rz. 11.166 / http://tinyurl.com/
gmll7yr) zu Rate gezogen werden, in
denen sich aber auch hilfreiche und
verständliche Beispiele finden.

Eingliederungsvereinbarung
Die Bestimmung zur Eingliede-

rungsvereinbarung (§ 15 SGB II) wird
komplett neu formuliert. Anders als
bisher ist die Laufzeit der Eingliede-
rungsvereinbarung nicht mehr regel-
haft auf sechs Monate festgelegt. Sie
muss vielmehr spätestens nach 6 Mo-
naten gemeinsam überprüft und fort-
geschrieben werden. Die praktisch
kaum relevanten Bestimmungen zur
Schadenersatzpflicht beim Abbruch
von Bildungsmaßnahmen wurden er-
satzlos gestrichen.

Einstiegsgeld
Für die Möglichkeit der Förderung

einer Existenzgründung mittels Ein-
stiegsgeld (§ 16b SGB II) entfällt das
Tatbestandsmerkmals „arbeitslos“.
Dadurch können auch Personen, die
weder arbeitslos, beschäftigungslos
oder arbeitsuchend sind bei Aufnah-
me einer Erwerbstätigkeit förderfähig

sein (z.B. Alg II-Berechtigte, die von
Elternzeit in Selbständigkeit wechseln).

Arbeitsgelegenheit (AGH)
Die zeitliche Begrenzung für die

Teilnahme an AGH (24 Monate inner-
halb von 5 Jahren) wird aufgeweicht.
Bei weiterer Erfüllung aller Vorausset-
zungen kann nun bis zu 12 weitere
Monate in AGH zugewiesen werden
(§ 16d Abs. 6 SGB II).

Maßnahmeträger können Perso-
nalkosten erstattet bekommen, wenn
eine besondere Anleitung, eine tätig-
keitsbezogene Unterweisung oder eine
sozialpädagogische Betreuung not-
wendig ist (§ 16 Abs. 8 SGB II).

Entfällt die Hilfebedürftigkeit wäh-
rend einer Eingliederungsmaßnahme,
kann sie wie bisher trotzdem weiter
gefördert werden. Die Förderung er-
folgt aber nicht mehr als Darlehen und
braucht deshalb auch nicht erstattet
werden (§ 16g SGB II).

Förderung schwer zu erreichen-
der junger Menschen

Mit § 16 h SGB II wird ein neuer
Paragraph zur Förderung schwer zu
erreichender junger Menschen einge-
führt. Für U25 sollen gezielt zusätzli-
che Hilfen ermöglicht werden, um sie
in einer schwierigen Lebenslage un-
terstützen und sie (zurück) auf den
Weg in Bildungsprozesse, Maßnahmen
der Arbeitsförderung, Ausbildung oder
Arbeit zu holen: „Die Förderung um-
fasst zusätzliche Betreuungs- und Un-

terstützungsleistungen mit dem Ziel,
dass Leistungen der Grundsicherung
für Arbeitsuchende in Anspruch ge-
nommen werden, erforderliche the-
rapeutische Behandlungen eingeleitet
werden und an Regelangebote dieses
Buches zur Aktivierung und Stabilisie-
rung und eine frühzeitige intensive
berufsorientierte Förderung herange-
führt wird.“ Abs. 2 erlaubt es sogar,
ohne Antrag des Jugendlichen, Alg II
zu zahlen, „wenn die Voraussetzun-
gen der Leistungsberechtigung mit hin-
reichender Wahrscheinlichkeit vorlie-
gen oder zu erwarten sind oder eine
Leistungsberechtigung dem Grunde
nach besteht.“

Örtliche Zusammenarbeit ver-
schiedener Leistungsträger

§ 18 SGB II, der die örtliche Zu-
sammenarbeit verschiedener Leis-
tungsträger und Organisationen be-
schreibt, wird in weiten Teilen neu
gefasst. Die Aufzählung der Stellen,
mit denen eine Zusammenarbeit er-
folgen kann, ist weiterhin nicht ab-
schließend. Ziel der Zusammenarbeit
ist die Beratung zu einer  gleichmäßi-
gen oder gemeinsamen Durchführung
von Maßnahmen, aber auch die Ver-
hinderung oder Aufdeckung von Leis-
tungsmissbrauch.

Örtlicher Beirat
Im örtlichen Beirat (§ 18d SGB II)

wird den Stellungnahmen der Vertre-
ter der Arbeitgeber und Arbeitnehmer
ein höheres Gewicht beigemessen.

Kosten der Unterkunft
Im Bereich der KdU (§ 22 SGB II)

wird klargestellt, dass der Bedarf auch
dann nur in Höhe der bisherigen Auf-
wendungen anerkannt wird, wenn ein
Umzug innerhalb eines Wohnungs-
marktes ohne Zusicherung von einer
angemessenen in eine unangemesse-
ne Wohnung erfolgt. Der bisherige
Wortlaut bezog sich nur auf  den
Umzug von einer angemessenen
Wohnung in eine ebenfalls angemes-
sene, aber teurere Wohnung.

Rückzahlungen, die sich auf nicht
anerkannte Aufwendungen für Unter-
kunft und Heizung beziehen, werden
künftig nicht angerechnet (§ 22 Abs.
3 SGB II). Dies betrifft Leistungsbe-

(Fortsetzung: SGB II-Rechtsvereinfachungsgesetz ...)
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rechtigte, bei denen das Jobcenter
nicht die tatsächlichen KdU/Heizung
anerkennt und die den Differenzbe-
trag zu den tatsächlichen Kosten „aus
eigener Tasche“ zahlen. Es wird nun
eine Anrechnung als unbillig angese-
hen, soweit der rückgezahlte Betrag
der Höhe nach zuvor erbrachten Ei-
genmitteln entspricht.

Schon bisher soll vor Abschluss ei-
nes Vertrages über eine neue Unter-
kunft eine Zusicherung des Jobcenters
eingeholt werden. Bei einem Umzug
in einen neuen Zuständigkeitsbereich
ist nun der am Ort der neuen Unter-
kunft örtlich zuständige kommunale
Träger künftig für die Entscheidung
über die Zusicherung der Unterkunfts-
kosten am neuen Wohnort zuständig
(§ 22 Abs. 4 SGB II).

Genossenschaftsanteile
Bislang war umstritten, ob Genos-

senschaftsanteile, die bei Bezug einer
neuen Wohnung entstehen, wie Miet-
kautionen und als Darlehen zu behan-
deln sind, oder zuschussweise im Rah-
men der KdU zu erbringen sind. Nun
werden Genossenschaftsanteile syste-
matisch den Mietkautionen zugeordnet
(§ 22 Abs. 6 SGB II). Nachteil: Als
Darlehen werden sie wie die Mietkau-
tion gem. § 43 SGB II aufrechenbar.

Gesamtangemessenheitsgrenze
Zur Beurteilung der Angemessen-

heit der Aufwendungen für KdU/Hei-
zung ist - wie schon bisher in der Va-
riante „kommunale Satzung“ - die Bil-
dung einer Gesamtangemessenheits-
grenze („Bruttowarmmiete“) zulässig.
Dadurch können höhere Aufwendun-
gen für die Unterkunft durch gerin-
gere Aufwendungen für die Heizung
ausgeglichen werden und umgekehrt.
Die Frage ist, welcher Betrag für Heiz-
kosten in die Gesamtsumme einflie-
ßen wird. Aus dem Wortlaut und der
Gesetzesbegründung lässt sich ablei-
ten, dass es eine leichte Verbesserun-
gen geben könnte (§ 22 Abs. 10 SGB
II): „Dabei kann für die Aufwendun-
gen für Heizung der Wert berücksich-
tigt werden, der bei einer gesonder-
ten Beurteilung der Angemessenheit
der Aufwendungen für Unterkunft und
der Aufwendungen für Heizung ohne
Prüfung der Angemessenheit im Ein-
zelfall höchstens anzuerkennen
wäre.“ Im Unterschied zur bisherigen

Regelung könnten nun die vergleichs-
weise großzügigen Grenzen kommu-
naler oder des Bundesheizspiegels
zugrunde gelegt werden.

Einmalige Einnahmen
Einmalige Einnahmen werden an-

gerechnet, indem sie auf einen Zeit-
raum von sechs Monaten gleichmäßig
aufgeteilt werden. Wurde die aufge-
teilte einmalige Einnahme jedoch vor
Ablauf des Sechsmonatszeitraums ver-
braucht, bestand nach der BSG-Recht-
sprechung aus Gründen der Existenz-
sicherung bislang ein regulärer Alg II-
Anspruch (der vom Jobcenter allerdings
bei sozialwidrigem Verhalten über § 34
SGB II als Ersatzanspruch geltend ge-
macht werden konnte). Nun erhalten
Betroffene in diesen Fällen ein Darle-
hen (§ 24 Abs. 4 SGB II).

Beiträge zur Kranken- und Pfle-
geversicherung

Die Neufassung des § 26 SGB II (Zu-
schüsse zu Beiträgen zur Krankenver-
sicherung und Pflegeversicherung) tritt
erst zum 01.01.2017 in Kraft. Es han-
delt sich dabei vor allem um die Um-
setzung von drei BSG-Entscheidungen,
die in der Praxis bereits berücksichtigt
und nun in Gesetzestext gegossen wur-
den. Die Änderungen haben deshalb
keine neue praktische Bedeutung für
die Leistungsberechtigten.

Leistungen für Auszubildende
Bei den Leistungen für Auszubilden-

de (§ 27 SGB II) wird nun in die, bei
besonderer Härte möglichen, Leistun-
gen der Mehrbedarf nach § 21 Abs.
7 SGB II (dezentrale Warmwasserer-
zeugung) mit aufgenommen.

Härtefalltatbestand
Außerdem wird ein neuer Härtefall-

tatbestand aufgenommen, bei dem die
Leistungen als Zuschuss zu erbringen
sind. Dies betrifft Schüler/-innen, deren
Ausbildung nach § 12 oder § 13 Abs.
1 Nr. 1 BAföG förderungsfähig ist, die
aber wegen Überschreitung der Alters-
grenze kein BAföG erhalten. Weitere
Voraussetzung ist aber, dass die Ausbil-
dung im Einzelfall für die Eingliederung
der oder des Auszubildenden in das
Erwerbsleben zwingend erforderlich ist
und ohne die Erbringung von Leistun-
gen zum Lebensunterhalt der Abbruch
der Ausbildung droht.

Bildung und Teilhabe (BuT)
Im Bereich Bildung und Teilhabe

(BuT) (§ 28 SGB II) gibt es eine Ver-
änderung bei dem Anspruch auf
Schulbedarf. Auch Schüler, die im je-
weiligen Schuljahr nach den Stichta-
gen (1. August bzw. 1.Febraur eines
Jahres) erstmalig oder aufgrund ei-
ner Unterbrechung ihres Schulbesu-
ches erneut in eine Schule aufgenom-
men werden, sollen im Ergebnis das
gesamte Schulgeld erhalten: 70 EUR
beim erstem Schultag in den Mona-
ten August bis Januar und 100 EUR
bei erstem Schultag in den Monaten
Februar bis Juli.

Ersatzansprüche
In die Ersatzansprüche wegen so-

zialwidrigem Verhalten (§§ 34 und
34a SGB II) werden jetzt neben den
Geldleistungen auch die Sachleistun-
gen einbezogen. Bisher war nur der
allgemeine Begriff „Leistungen“ ge-
nannt worden.
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Vom Ersatzanspruch werden auch
Fallgestaltungen umfasst, in denen
Leistungsberechtigte die Hilfebedürf-
tigkeit in dem Sinn herbeigeführt ha-
ben, dass die Leistungen sich erhö-
hen, aufrechterhalten oder nicht ver-
ringern, ohne hierfür einen wichtigen
Grund zu haben.

Handelt es sich um Sachleistungen,
sind diese grundsätzlich in Geld zu
ersetzen.

Erstattungsanspruch
Neu eingeführt wird § 34b SGB II

(„Erstattungsanspruch bei Doppelleis-
tungen“). Hiermit soll eine Regelungs-
lücke geschlossen werden. Sie bezieht
sich auf Fallgestaltungen, bei denen
das Jobcenter Alg II vorgeleistet, aber
keinen Erstattungsanspruch bei dem
vorrangigen Leistungsträger geltend
gemacht hat. Zahlt dieser die vorran-
gige Leistung an den Leistungsberech-
tigten aus, hat das Jobcenter nun ge-
gen diesen einen Erstattungsanspruch.
Damit wird korrigiert, dass die leis-
tungsberechtigte Person im Ergebnis
eine Doppelleistung erhalten hat.

Bei der Berechnung der Höhe von
Ersatzansprüchen werden die Leistun-
gen einbezogen, die an sämtliche
Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft
erbracht wurden (§ 34c SGB II).

Erbenhaftung
Die Erbenhaftung (§ 35 SGB II) wird

ersatzlos gestrichen.

Aufschiebende Wirkung
Widerspruch und Anfechtungskla-

ge gegen eine Entziehungsentschei-
dung nach § 66 SGB I („Folgen feh-
lender Mitwirkung“) im Bereich des
SGB II werden künftig ausdrücklich von
§ 39 SGB II („Sofortige Vollziehbar-
keit“) erfasst und entfalten damit kei-
ne aufschiebende Wirkung mehr.

Verfahrensrecht
Verschiedene Änderungen gibt es im

Verfahrensrecht der §§ 40ff. SGB II.

§ 40 Abs. 1 SGB II wird so verän-
dert, dass rechtswidrige nicht begüns-
tigende Verwaltungsakte nicht später
als vier Jahre nach Ablauf des Jah-
res, in dem der Verwaltungsakt be-
kanntgegeben wurde, zurückzuneh-

men sind. Nachzahlungen für die Ver-
gangenheit werden weiterhin nur für
die Zeit ab Beginn des letzten Kalen-
derjahres möglich. Dies gilt auch für
die Rückforderung von Leistungen, die
zu Unrecht bereits an das Jobcenter
erstattet wurden.

Für den Fall der Rücknahme eines
rechtswidrigen nicht begünstigenden
Verwaltungsaktes, weil er durch eine
Entscheidung des BVerfG für rechts-
widrig erklärt oder durch ständige
Rechtsprechung anders ausgelegt wur-
de, braucht der bestandskräftige Ver-
waltungsakt erst ab diesem Zeitpunkt
korrigiert werden. Diese Einschränkung
gab es zwar bisher auch schon, es war
aber erforderlich, dass alle Träger der
Grundsicherung im Sinne einer ein-
heitlichen Verwaltungspraxis eine ab-
weichende Auslegung vorgenommen
haben. Nun reicht die abweichende
Auslegung durch ein einzelnes Jobcen-
ter (§ 40 Abs. 3 SGB II).

Mit dem neuen § 40 Abs. 4 SGB II
wird geregelt, dass ein abschließen-
der Bewilligungsbescheid mit Wirkung
für die Zukunft bei Fallgestaltungen
aufzuheben ist, in denen die Ände-
rung der tatsächlichen Verhältnisse
dazu führt, dass bei einem Neuantrag
vorläufig entschieden worden wäre (§
41a). Dies ist zum Beispiel bei Beginn
einer selbständigen Tätigkeit während
eines laufenden Leistungsbezuges der
Fall.

Der bisherige § 40 Abs. 4 SGB II,
wonach bisher im Fall von Erstattungs-
forderungen des Jobcenters abwei-
chend von § 50 SGB X 56 % der bei
der Berechnung des Alg II und des
Sozialgeldes berücksichtigten Bedar-
fe für Unterkunft nicht zu erstatten

waren, wurde ersatzlos gestrichen.
Betroffene sollen dadurch aber kei-
nen Nachteil haben, weil im Zuge der
Wohngeldreform die Möglichkeit ge-
schaffen wurde, nachträglich Wohn-
geld zu beantragen. Der Wohngeld-
antrag müsste in diesem Fall spätestens
in dem Monat gestellt werden, in dem
das Alg II abgelehnt oder die Bewilli-
gung aufgehoben wurde (§ 25 Abs.
3 WoGG). Diese Neuerung tritt erst
zum 01.01.2017 in Kraft!

In Fällen, in denen ein Mitglied ei-
ner BG während des Leistungsbezu-
ges verstirbt, erfolgt allein aus Anlass
des Todes der leistungsberechtigten
Person für den Sterbemonat keine
Anpassung der Leistungsansprüche
der verstorbenen Person und der mit
ihr in Bedarfsgemeinschaft lebenden
leistungsberechtigten Personen. Eine
Erstattung der an den Verstorbenen
überzahlten Leistungen im Sterbemo-
nat soll ebenso unterbleiben wie eine
nachträgliche Anpassung der Leis-
tungsansprüche der weiteren haus-
haltsangehörigen Personen in diesem
Zeitraum (§ 40 Abs. 5 SGB II).

Dauer der Leistungsbewilligung
Die Bewilligung der Leistungen für

in der Regel 12 Monate erfolgt durch
§ 41 SGB II. Ein abweichender, ver-
kürzter Regelbewilligungszeitraum von
6 Monaten ist vorgesehen, wenn Leis-
tungen vorläufig erbracht werden (z.B.
bei Selbständigen) oder bei unange-
messenen KdU/ Heizung.

Vorläufige Entscheidung
Der Themenbereich „vorläufige

Entscheidung“ wird nun in § 41a ei-
genständig geregelt. Schon bisher
konnte vorläufig entschieden werden
(§ 40 Abs. 2 Nr. 1 SGB II i.V. mit §
328 SGB III), wenn die Feststellung
des Leistungsanspruchs noch Zeit
braucht, aber die Anspruchsvorausset-
zung hinreichend wahrscheinlich ist
oder dem Grund nach erfüllt sind. Aus
dem „kann“ wird nun ein „ist vorläu-
fig zu entscheiden“.

Die vorläufige Leistung ist so zu
bemessen, dass der Lebensunterhalt
gesichert ist, wobei bei der Anrech-
nung von Erwerbseinkommen der
über 100 EUR hinausgehende Absetz-

(Fortsetzung: SGB II-Rechtsvereinfachungsgesetz ...)
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betrag (10 oder 20 %) ganz oder
teilweise unberücksichtigt bleiben
kann.

Kommen Leistungsberechtigte ihrer
Nachweis- oder Auskunftspflicht bis
zur abschließenden Entscheidung trotz
Fristsetzung und schriftlicher Beleh-
rung nicht oder nicht vollständig nach,
setzen die Jobcenter den Leistungsan-
spruch für diejenigen Kalendermonate
nur in der Höhe abschließend fest, in
welcher seine Voraussetzungen ganz
oder teilweise nachgewiesen wurden.
Für die übrigen Kalendermonate wird
festgestellt, dass ein Leistungsanspruch
nicht bestand (§ 41a Abs. 3 SGB II)!

Bei der abschließenden Feststellung
des Leistungsanspruches ist nun verpflich-
tend als Einkommen ein monatliches
Durchschnittseinkommen zugrunde zu
legen (§ 41 Abs. 4 SGB II).

Ausnahmen:
 fehlende Mitwirkung, so dass nur

über einzelne Kalendermonate des
abgelaufenen Bewilligungszeit-
raum abschließend entschieden
werden kann;

 wenn die Bedarfsgemeinschaft un-
ter Zugrundelegung eines Durch-
schnittseinkommens im Bewilli-
gungszeitraum in keinem, aber bei
monatlich exakter Abrechnung
zumindest in einem Monat nicht hil-
febedürftig ist;

 wenn der Leistungsberechtigte
bereits während des laufenden Be-
willigungszeitraumes nach Ablauf
eines jeden Kalendermonats eine
monatliche abschließende Entschei-
dung unter Berücksichtigung des im
abgelaufenen Kalendermonat tat-
sächlich erhaltenen Einkommens
wünscht (z.B. wenn aufgrund gro-
ßer Einkommensschwankungen in
Monaten mit deutlich geringerem
Einkommen das Existenzminimum
ansonsten nicht sichergestellt wäre).

Die bisherige Bagatellgrenze (§ 3
Abs. 3 Satz 3 Alg II-V) entfällt.

Wenn innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des Bewilligungszeitraums kei-
ne abschließende Entscheidung ergan-
gen ist, gilt die vorläufig bewilligte Leis-
tung als abschließend festgesetzt (§ 41
Abs. 5 SGB II). Das gilt jedoch nicht,

wenn der Leistungsberechtigte inner-
halb der Jahresfrist eine abschließen-
de Entscheidung beantragt hat.

Weitere Ausnahme:
 wenn sich herausstellt, dass ein An-

spruch auf die Leistungen nicht
oder nur in geringerer Höhe be-
stand und die Rechtswidrigkeit der
vorläufigen Leistungsgewährung
zugunsten der leistungsberechtig-
ten Person auf Tatsachen beruht,
die nicht Anlass der vorläufigen Ent-
scheidung und als Grund anzuge-
ben waren.

Vorschussregelung
Zusätzlich zur Darlehensregelung

wegen eines unabweisbaren Bedarf
nach § 24 Abs. 1 SGB II wird eine neue
Vorschussregelung eingeführt, durch die
auf Antrag des Leistungsberechtigten
durch Bewilligungsbescheid festgesetz-
te, zum nächsten Zahlungszeitpunkt fäl-
lige Leistungsansprüche vorzeitig er-
bracht werden können (§ 42 Abs. 2 SGB
II). Dabei handelt es sich jedoch um ei-
nen Betrag von max. 100 EUR (pro leis-
tungsberechtigtem BG-Mitglied), der di-
rekt mit der Auszahlung des nächsten
Monats verrechnet wird. Den Vorschuss
gibt es nicht, wenn im laufenden oder
nächsten Monat eine Aufrechnung zu
erwarten ist. Darlehen nach § 24 Abs.
1 SGB II und der neue Vorschuss sind
deshalb nicht kombinierbar. Der Vor-
schuss ist ebenfalls nicht möglich, wenn
im Folgemonat eine Sanktion wirkt oder
in den vorangegangenen zwei Kalen-
dermonaten bereits einmal ein Vor-
schuss in Anspruch genommen wurde.

Unpfändbarkeit
Wie bereits im SGB XII wird nun

auch im SGB II die Unpfändbarkeit klar
geregelt: Der Anspruch auf Alg II kann
nicht abgetreten, übertragen, ver-
pfändet oder gepfändet werden (§ 42
Abs. 4 SGB II).

Aufrechnung
§ 43 SGB II („Aufrechnung“) wird neu

gefasst. Künftig sind laufende, ältere
Aufrechnungen immer fortzuführen,
wenn eine neue Aufrechnungserklärung
dazukommt. Eine neue Forderung kann
jedoch zusätzlich aufgerechnet werden,
wenn die Höhe aller Aufrechnungen ei-
nen Betrag von 30 % nicht übersteigt.
Kommt zu einer laufenden Aufrechnung
von 10 % eine Forderung, die mit 30 %
aufgerechnet werden könnte, hinzu, so
kann diese wegen der Höchstgrenze nur
mit 20 % aufgerechnet werden.

Eine Kumulation mehrerer Aufrech-
nungen (auch für Darlehen) ist stets nur
bis zur Höchstgrenze von 30 % zulässig.

Ein Zusammentreffen einer Minde-
rung aufgrund von Sanktionen mit ei-
ner Aufrechnung ist ebenfalls ausge-
schlossen, sofern Aufrechnung und
Minderung einen Betrag von 30 % des
maßgebenden Regelbedarfs überstei-
gen § 43 Abs. 3 SGB II).

Arbeitsunfähigkeit
Die Anzeige- und Bescheinigungs-

pflicht bei Arbeitsunfähigkeit wird etwas
flexibilisiert (§ 56 Abs. 1 SGB II). Künf-
tig soll die Pflicht nur dann bestehen bzw.
auferlegt werden, wenn die Pflichter-
füllung für die Integration in Ausbildung
oder Arbeit oder für die Feststellung der
Anspruchsvoraussetzungen (Erwerbsfä-
higkeit) erforderlich ist. In diesen Fällen
sind die Jobcenter verpflichtet, die An-
zeige- und Bescheinigungspflicht in die
Eingliederungsvereinbarung aufzuneh-
men. In abweichenden Fällen, zum
Beispiel bei Schülern an allgemeinbil-
denden Schulen, kann von der Aufer-
legung der Pflicht abgesehen werden.

Datenabgleich
Der Datenabgleich (§ 52 SGB II)

wird nun auch für Mitglieder der BG
ohne eigenen Leistungsanspruch mög-
lich. Bei Beschäftigungsverhältnissen
wird ein monatlicher, statt quartalswei-
ser, Abgleich zugelassen.

Bußgeldvorschriften
Bei den Bußgeldvorschriften wird

ergänzend ein neuer Fall der Ord-
nungswidrigkeit eingeführt (§ 63 Abs.
1 Nr. 6 SGB II). Ordnungswidrig han-
delt nun auch die Person, die bei An-
tragstellung für die Leistung erhebli-
che Tatsachen vorsätzlich oder fahr-
lässig nicht, nicht richtig oder nicht
vollständig angibt.
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Gemeinschaftsunterkünfte
In Gemeinschaftsunterkünften ohne

Selbstversorgungsmöglichkeit können
Verpflegung und Haushaltsenergie als
Sachleistung erbracht werden (§ 65
SGB II; Befristung bis 31.12.2018).

Der Wert der Sachleistungen im Bei-
spiel eines Singles beträgt 156 EUR.

Alg II-Verordnung
Zeitgleich mit dem Inkrafttreten des

Rechtsvereinfachungsgesetzes treten
auch Änderungen in der Alg II-Ver-
ordnung in Kraft:

(Fortsetzung: SGB II-Rechtsvereinfachungsgesetz ...)

 Für Einnahmen aus Kapitalvermö-
gen wird ein Freibetrag von 100
EUR kalenderjährlich eingeführt.
Nur der 100 EUR übersteigende
Betrag ist anrechenbar (§ 1 Abs. 1
Nr. 3 Alg II-V).

 Nachgewiesene Jahresbeiträge zu
den gesetzlich vorgeschriebenen
Versicherungen sind mit monatlich
1/12 des Jahresbeitrages vom Ein-
kommen absetzbar (§ 6 Abs. 1 Nr.
3 SGB II). Erstmals anzuwenden für
Bewilligungszeiträume, die nach
dem 31.07.2016 begonnen ha-
ben!

 Der Riesterbeitrag wird pauschal mit
3 % des Einkommens, mindestens
5 EUR, anerkannt. Der Prozentwert
mindert sich um 1,5 % je zulage-
berechtigtem Kind im Haushalt der
oder des Leistungsberechtigte (§ 6
Abs. 1 Nr. 4 SGB II). Erstmals an-
zuwenden für Bewilligungszeiträu-
me, die nach dem 31.07.2016 be-
gonnen haben!

 Die Arbeitsmittelpauschale (bisher
15,33 EUR - § 6 Abs. 1 Nr. 3 SGB
II) wird ersatzlos gestrichen. Es ist
nun der Nachweis tatsächlicher
Aufwendungen erforderlich.

Gothaer SG ruft wegen Sanktionen erneut das
Bundesverfassungsgericht an

Nachdem das Bundesverfassungs-
gericht einen in dem erstinstanzlichen
Verfahren S 15 AS 5157/14 ergan-
genen Vorlageschluss aus dem Jahr
2015 mit Entscheidung vom
06.05.2016 aus formalen Gründen
zurückgewiesen hatte, hat nunmehr
die 15. Kammer des SG Gotha die
Verfassungsmässigkeit der Sanktions-
regeln gegen Arbeitsuchende im Be-
reich der Grundsicherung nach dem
SGB II erneut in Zweifel gezogen und
die Sache dem BVerfG zur Entschei-
dung über die Vereinbarkeit der Sank-
tionsregeln mit dem Grundgesetz vor-
gelegt.

Nach Auffassung der Richter versto-
ßen die Sanktionsregelungen im SGB
II gegen mehrere verfassungsmäßig
garantierte Grundrechte. Die Kammer
hat darum das erstinstanzliche Verfah-
ren ausgesetzt und dem Bundesverfas-
sungsgericht zur Entscheidung der Fra-
ge der Verfassungswidrigkeit der SGB
II-Sanktionsregelungen und der darauf
beruhenden Sanktionspraxis der Job-
center vorgelegt.

Eine ausführliche Medieninformation
wurde vom SG Gotha herausgegeben:

http://tinyurl.com/j5q4mta

SGB II-Datenplattform für NRW

Die G.I.B. (Gesellschaft für innova-
tive Beschäftigungsförderung mbH) hat
eine „Interaktive Datenplattform -
Grundsicherung für Arbeitsuchende
(SGB II)“ online gestellt:

http://tinyurl.com/j2a5wx7.

Durch dieses neue Angebot werden
aktuelle, NRW-spezifische Daten zu den
Rahmenbedingungen des lokalen Ar-
beitsmarktes sowie der Zusammenset-
zung der Arbeitsuchenden im SGB II für
die Kreise und Städte bereitgestellt. Je
nach Erkenntnisinteresse lassen sich Ta-
bellen individuell zusammenstellen.

Dabei kann unter zahlreichen SGB II-spe-
zifischen Arbeitsmarktindikatoren (z.B. Ar-
beitslosenquote, Anteil Arbeitsloser im
SGB II an allen Arbeitslosen, Entwicklung
des Bestandes ausschließlich geringfügig
Beschäftigter) und der Zusammensetzung
der Arbeitsuchenden im SGB II (z.B.
Anteil alleinerziehender erwerbsfähiger
Leistungsberechtigter an allen erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten oder An-
teil erwerbsfähiger Leistungsberechtigter
über 55 Jahren an allen erwerbsfähi-
gen Leistungsberechtigten) ausgewählt
werden. Auf Knopfdruck werden aber
nicht nur die Daten für die ausgewählte
Region dargestellt, sondern es ist genauso

einfach möglich, Regionen untereinan-
der, mit den Gesamt-NRW-Zahlen so-
wie dem Bundesdurchschnitt zu verglei-
chen. Selbstverständlich werden auch
Zeitbezüge angeboten.

Im Bereich „Download“ können Über-
sichtsdateien heruntergeladen werden.
Dargestellt sind die Werte von allen Job-
centern in Nordrhein-Westfalen, Nord-
rhein-Westfalen gesamt und Deutschland
gesamt über alle Indikatoren mit auswähl-
barem Zeitbezug als Excel-Tabelle oder
im PDF-Format. Ein Glossar mit Erläute-
rungen der verschiedenen Arbeitsmarkt-
indikatoren rundet das Angebot ab.
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NAK fordert stärkere Bezuschussung von Waschmaschinen oder
Kühlschränken für Alg II-Berechtigte

Um die schleppende Nachfrage
nach Elektrofahrzeugen anzukurbeln,
haben sich Bundesregierung und Au-
toindustrie auf Kaufprämien verstän-
digt. „Diese Nachricht überrascht vor
dem Hintergrund, dass für die An-
schaffung von stromsparenden Gerä-
ten bei Hartz-IV-Empfängern angeb-
lich kein Geld da ist“, sagt Dr. Frank
Johannes Hensel, Sprecher der Nati-
onalen Armutskonferenz (nak).

Ob Waschmaschine, Kühl- oder
Gefrierschrank - in ärmeren Haushal-
ten sind diese Geräte häufig veraltet
und wahre Stromfresser. Einer Studie
zufolge liegt die monatliche Strom-

rechnung um etwa ein Fünftel über
der Summe, die im Hartz-IV-Regel-
satz dafür vorgesehen ist. Für viele
Familien sei das eine enorme Belas-
tung, so die nak.

Hensel: „Es passt nicht zusammen,
wenn die Gemeinschaft der Steuerzah-
ler der Industrie mit Milliarden EUR hilft,
Elektrofahrzeuge zu verkaufen, während
sich gleichzeitig Langzeitarbeitslose kei-
ne neue Waschmaschine leisten und ih-
ren Strom nicht mehr bezahlen können.“

Was etwa in Österreich möglich ist,
werde in Deutschland ignoriert. Ist dort
der Kühlschrank, die Gefriertruhe

oder Waschmaschine eines Hartz-IV-
Empfängers alt und verbraucht zu viel
Strom, dann kann das Gerät mit dem
höchsten Verbrauch durch ein effizi-
enteres ersetzt werden - dafür gibt es
dann einen Zuschuss.

Mit seinem Urteil vom 23. 07. 2014
hat das Bundesverfassungsgericht die
Bundesregierung aufgefordert, fortlau-
fend zu prüfen, ob das Existenzmini-
mum noch gedeckt ist. Ausdrücklich heißt
es dabei auch, dass die Entwicklung der
Preise für Haushaltsstrom berücksichtig
werden müssten. „Hier fehlt deutlich der
Wille, die zunehmende Energiearmut
wirksam zu bekämpfen“, so Hensel.

Referentenentwurf zur Regelbedarfsermittlung
Das BMAS hat den Referentenent-

wurf eines Gesetzes zur Ermittlung von
Regelbedarfen veröffentlicht. Damit
sollen u.a. die Regelbedarfe zum
01.01.2017 angepasst werden, und
zwar auf Grundlage der letzten Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe
(EVS). Dabei handelt es sich nicht um
eine reine Fortschreibung, wie in den
vergangenen Jahren, sondern um
eine Neufestsetzung auf der der
Grundlage einer (neuen) EVS. Diese
stammt aus dem Jahr 2013, wurde
aber erst im September 2015 in ei-
ner aufbereiteten Form veröffentlicht.
Nebenbei sollen auch verschiedene
Anforderungen aus einer Entschei-
dung des BVerfG aus dem Jahr 2014
erfüllt werden.

Im Ergebnis sieht der Entwurf eine
Anhebung der Regelbedarfe für Al-
leinstehende/Alleinerziehende um 5
EUR auf 409 EUR vor. Paare erhalten
pro Partner 4 EUR mehr (368 EUR)
und volljährige U25 erhalten 3 EUR
zusätzlich (327 EUR). 14 bis 18jähri-
ge sollen 5 EUR mehr bekommen
(311 EUR) während Kinder unter 6
Jahre unverändert 237 EUR erhalten.
Eine deutliche Steigerung erfahren nur
die Regelbedarfe für Kinder von 6 bis
13 Jahre, denen 21 EUR mehr (291
EUR) zugestanden werden soll.

gelsätze denn auch als „Affront“ und
„in keiner Weise bedarfsdeckend“.
Ähnliche Kritik gibt es auch von ande-
ren Sozial- und Wohlfahrtsverbänden
sowie der Opposition im Bundestag.

Den 106seitigen Referentenentwurf
(Stand: 29.08.2016) gibt es u.a. hier:

http://tinyurl.com/gsg6eo3.

Die zugrundeliegende Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe fin-
det sich unter:

http://tinyurl.com/jkooaxa.

Die durchweg geringen Anhebun-
gen lassen Zweifel aufkommen, ob die
Regelbedarfe seriös ermittelt wurden.
Denn das BVerfG hatte zuletzt die
Regelbedarfe als „gerade noch be-
darfsdeckend“ und verfassungskon-
form erklärt. Es dürfte nur eine Frage
der Zeit sein, bis die nun angestrebte
Neufestsetzung ebenfalls von den
Gerichten überprüft wird. Das Inter-
net-Vergleichsportal „check24“ hat
z.B. jüngst ermittelt, dass schon derzeit
der Regelbedarf nicht ausreicht, um
Stromkosten zu decken: Der durch-
schnittliche Strompreis in der Grund-
versorgung ist für einen Singlehaus-
halt in Deutschland im Schnitt 27 %
höher als der ALG-II-Regelsatz für
Wohnen, Energie und Wohninstand-
haltung. Alg II Berechtigte zahlen pro
Jahr demnach durchschnittlich 108
EUR mehr für Strom, als im Regelbe-
darf enthalten ist (http://tinyurl.com/
gr6jdvr). Selbst diese, nur den Strom-
verbrauch betreffende Unterdeckung,
wird durch die geplante Erhöhung
nicht kompensiert. Es wird daher wei-
ter zu diskutieren und am Ende ge-
richtlich zu entscheiden sein, ob die
Ermittlung der Regelbedarfe metho-
disch sauber vorgenommen oder nicht
vielmehr künstlich kleingerechnet wur-
den. Der Paritätische Wohlfahrtsver-
band bezeichnete die geplanten Re-
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Achtung Statistik!

Die Grundsicherungsstatistik SGB II
unterscheidet zwei Betrachtungsebenen:
Personen, die dem Rechtskreis SGB II
zugeordnet werden, und Bedarfsge-
meinschaften, denen diese Personen
angehören. Daraus leitet die Grundsi-
cherungsstatistik SGB II folgende Grup-
pen ab: Bedarfsgemeinschaften (BG)
und Personen in Bedarfsgemeinschaf-
ten, wobei die Personen in erwerbsfä-
hige Leistungsberechtigte (eLb) und nicht
erwerbsfähige Leistungsberechtigte (nEf)
unterteilt werden.

Mit diesem Konzept werden aber
nur fast alle Empfänger von Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunter-
haltes in der Statistik abgebildet. Eini-
ge Mitglieder von Bedarfsgemein-
schaften (BG) wurden im bisherigen
Zählkonzept nicht oder nicht systema-
tisch berücksichtigt, z.B. Personen mit
Anspruch auf

 Leistungen für Auszubildende (§ 27
SGB II),

 Kranken- bzw. Pflegeversiche-
rungszuschüsse zur Vermeidung
von Hilfebedürftigkeit § 26 SGB II
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 3),

 ausschließlich Leistungen für Bil-
dung und Teilhabe (§ 28 SGB II)
oder

 ausschließlich einmalige Leistun-
gen (§ 24 Abs. 3 SGB II).

Die BA hat deshalb die statistische
Methodik einer Revision unterworfen,
die diese Mängel behebt und dabei
auch Personen einbezogen, die keinen
Leistungsanspruch nach dem SGB II
haben, aber mit anderen Leistungsbe-
rechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft
leben. Seit April 2016 werden nur
noch revidierte Daten veröffentlicht.
Dies führt zu einer größeren Differen-
zierung und Transparenz, kann aber
auch zu Problemen beim Vergleich
von Zahlen führen, die nach dem al-
ten und nach dem neuen Zählkonzept
ausgewertet wurden. Denn durch die
konzeptionellen und definitorischen
Präzisierungen ändern sich auch die
Anzahlen der Personen in den einzel-
nen Personengruppen im Vergleich vor
und nach der Revision. Zum Beispiel
steigt durch die Revision die Gesamt-
zahl der Personen in Bedarfsgemein-

schaften bundesweit um 2,5 % an, weil
durch das erweiterte Zähl- und Gültig-
keitskonzept auch die Personengrup-
pen der sonstigen Leistungsberechtig-
ten und der vom Leistungsanspruch
ausgeschlossenen Personen vollständig
abgebildet werden. Hingegen verrin-
gert sich die Anzahl der erwerbsfähi-
gen Leistungsberechtigten um 0,7 %
und die der nicht erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten um 8,2 %, weil nun
die Kinder ohne Leistungsanspruch eine
eigene Personengruppe bilden.

Die BA hat sowohl die Revision der
Statistik der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende nach dem SGB II, als
auch die Revisionseffekte ausführlich

dokumentiert (http://tinyurl.com/
h6tj4zm bzw. http://tinyurl.com/
j6yfszs). Trotzdem sind bereits einige
Presseveröffentlichungen in die Sta-
tistikfalle getappt. So wurde u.a. be-
richtet, dass die Zahl der Alg II-Bezie-
henden, die länger als 4 Jahre im Leis-
tungsbezug stehen, im Dezember
2015 erstmal erstmals stark gesun-
ken sei, und zwar um 7,9 % gegenü-
ber dem Vorjahreswert. Dies sei der
niedrigste Stand seit Einführung von
Hartz IV. Hier wurden unzulässiger-
weise  Daten vor und nach der Revisi-
on miteinander verglichen und nicht
um die Revisionseffekte bereinigt. Tat-
sächlich betrug der Rückgang aber nur
0,8 %.
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Weisungen zur
Beschäftigungsverordnung

Durch die Verordnung über die Be-
schäftigung von Ausländerinnen und
Ausländern (Beschäftigungsverordnung
- BeschV) wird die Zuwanderung aus-
ländischer Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer gesteuert und bestimmt,
unter welchen Voraussetzungen sie und
die bereits in Deutschland lebenden
Ausländerinnen und Ausländer zum Ar-
beitsmarkt zugelassen werden können.
Sie betrifft nur Ausländer, die in
Deutschland einer Aufenthaltserlaub-
nis benötigen und denen die Aufnah-
me einer Beschäftigung gesondert er-
laubt werden muss.

Die BA hat ihre Durchführungsan-
weisungen zur Beschäftigungsverord-
nung aktualisiert, da sie nicht mehr der
geltenden Rechtslage entsprachen. Die
Weisungen wurden hier veröffentlicht:

http://tinyurl.com/zoqhvcj

Änderung bei fiktiver Bemessung!

sungsgrenze“) auf die Fälle einer fik-
tiven Bemessung von Alg keine An-
wendung findet. Das bedeutet, dass
bei der Zuordnung zur Qualifikations-
gruppe ausschließlich die Bezugsgrö-
ße West maßgeblich ist. Dies gilt un-
abhängig vom Wohnort und selbst
dann, wenn sich die Vermittlungsbe-
mühungen allein auf die neuen Bun-
desländer erstrecken!

Die BA hat jüngst diese Rechtspre-
chung anerkannt und die Geschäfts-
anweisung zu § 152 SGB III aktuali-
siert. Demnach sollen die Agenturen

 die geänderte Weisungslage ab
sofort bei Entscheidungen über An-
sprüche mit einem neuen Stamm-
recht anwenden;

 Bewilligungen nach § 328 SGB III
(„vorläufige Entscheidung“) und §
42 SGB I („Vorschüsse“) bei der

Kann für die Berechnung der Höhe
eines Alg-Anspruchs ein Bemessungs-
zeitraum von mindestens 150 Tagen
mit Anspruch auf Arbeitsentgelt inner-
halb des auf zwei Jahre erweiterten
Bemessungsrahmens nicht festgestellt
werden, ist als Bemessungsentgelt ein
fiktives Arbeitsentgelt zugrunde zu le-
gen (§ 152 Abs. 1 SGB III). Eine fikti-
ve Bemessung erfolgt z.B. häufig im
Anschluss an Mutterschutz- und Erzie-
hungszeiten (vgl. hierzu ausführlich
SOZIAL INFO 4/2015, S. 15).

Die fiktive Einstufung erfolgt nach
Qualifikationsgruppen, denen ein be-
stimmtes Bruttoarbeitsentgelt zugeord-
net wird. Diese Zuordnung war bislang
nach alten und neuen Bundesländern
differenziert. Das BSG hat jedoch
zuletzt in einer Entscheidung (B 11 AL
2/15 R vom 26.11.2015) festgestellt,
dass § 408 Nr. 1 SGB III („Besondere
Bezugsgröße und Beitragsbemes-

endgültigen Festsetzung berichti-
gen;

 in Widerspruchs- und Klageverfah-
ren die Höhe des Arbeitslosengel-
des rückwirkend unter Berücksich-
tigung von § 44 Abs. 4 SGB X kor-
rigieren;

 in bestandskräftigen Fällen auf
Antrag korrigieren. Dabei sind §
44 SGB X und § 330 Abs. 1 zu
beachten. Zeitpunkt der Entstehung
der ständigen Rechtsprechung ist
der 26.11.2015. Entstand das
Stammrecht vor dem 26.11.2015,
verbleibt es bei der Bemessungs-
grundlage nach Bezugsgröße Ost.

Betroffene, die bereits bestandkräf-
tige Bescheide erhalten haben, sollten
unter Berücksichtigung der oben ge-
nannten Einschränkungen einen Über-
prüfungsantrag nach § 44 SGB X
stellen.

Bundeswehr und BA

Bundeswehr und Bundesagentur für
Arbeit kooperieren schon seit längerer
Zeit. Die Bundeswehr gilt für die BA als
Großkunde und ist mit 185.000 Sol-
daten und 55.000 Zivilangestellten ei-
ner der größten Arbeitgeber in Deutsch-
land. Die nun ausgelaufene, bisherige
Kooperationsvereinbarung, wurde
durch eine Weisung (201606006 vom
20.06.2016) aktualisiert und bezieht
sich auf die Bereiche Personalgewin-
nung von Soldaten und zivilen Beschäf-
tigten, Personalvermittlung von aus-
scheidenden Soldaten auf Zeit sowie den
Personaltransfer.

Die Weisung ist veröffentlicht unter

http://tinyurl.com/j6c8ntz

Aus „Ausbildung wird
was - Spätstarter
gesucht“ wird
„Zukunftsstarter“

Die Qualifizierungsinitiative des
Bundes „Ausbildung wird was - Spät-
starter gesucht“ wird unter neuem
Namen und mit erweiterten Förder-
möglichkeiten fortgesetzt.

Zielgruppe sind vor allem Arbeits-
lose und Beschäftigte zwischen 25 und
35 Jahren, die noch keine Berufsaus-
bildung haben. Sie sollen für den
nachträglichen Erwerb eines Berufs-
abschlusses gewonnen werden. Die
neue Initiative „Zukunftsstarter“ wird
das Programm fortsetzen und soll bis
Ende 2020 120.000 junge Teilneh-
merinnen und Teilnehmer für eine be-
rufsabschlussorientierte Qualifizierung
gewinnen.
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Höhere Sätze für BAB,
Ausbildungsgeld und
BAföG

Für BAB und Ausbildungsgeld gel-
ten seit 01.08.2016 höhere Sätze. An-
gehoben wurden sowohl die Bedarfs-
sätze und die Einkommensfreibeträge
wie auch die Bedarfe für Unterkunft.

Mehr Geld gibt es auch beim BA-
föG. Hier wurde u.a. der Höchstsatz von
670 EUR auf 735 EUR angehoben.

Detaillierte Listen gibt es hier:

http://tinyurl.com/jpxp5oh

und

http://tinyurl.com/gw33sfz

Familienarbeitszeit und Familiengeld

Auf einer Pressekonferenz hat Bun-
desfamilienministerin Schwesig das
Konzept der Familienarbeitszeit vor-
gestellt. In Ergänzung zum Elterngeld
und Elterngeld plus soll das Modell
Eltern jüngerer Kinder darin unterstützt
werden, die Zeit untereinander so
aufzuteilen, dass beide Eltern gleich
viel Zuwendungszeit für das Kind ha-
ben. Gleichzeitig soll aber auch die
individuelle Existenz gesichert werden.
Das Konzept sieht drei Kernpunkte vor:

 Eltern jüngerer Kinder, die beide
80 - 90% ihrer regulären Vollzeit
(28 bis 36 Wochenstunden) arbei-
ten, erhalten ein Familiengeld von
300 EUR - 150 EUR pro Partner.

 Das Familiengeld soll bis zu 24
Monate gezahlt werden - für alle

Kinder, die ab einem bestimmten
Tag geboren sind (zum Beispiel ab
dem 1.1.2018), bis diese acht Jah-
re alt sind.

 Auch Allein- und Getrennterzie-
hende sollen das Familiengeld er-
halten.

In der Annahme, dass etwa  ein
Fünftel aller Anspruchsberechtigten
das Familiengeld in Anspruch nehmen
würden, werden vom Ministerium die
Kosten in einer Größenordnung von
1 Mrd. EUR kalkuliert. Ministerin
Schwesig glaubt selbst nicht an eine
kurzfristige Umsetzung ihres Planes,
sondern sieht den Vorschlag eher als
Wahlkampfthema mit einer Umset-
zungsmöglichkeit in der nächsten Le-
gislaturperiode.

Bundesrat will
Sozialgerichte
entlasten

Die Belastung der Sozialgerichte ist
insbesondere durch die SGB II-Klagen
unverändert hoch. 2014 gab es al-
lein in der Erstinstanz über 370.000
Klagen in Hauptsacheverfahren und
über 47.000 Verfahren im einstwei-
ligen Rechtsschutz. Der Bundesrat
möchte die Belastung durch prozes-
suale Änderungen reduzieren und hat
dazu einen Gesetzentwurf (BT 18/
8971) eingebracht. Dieser sieht Än-
derungen im Sozialgerichtsgesetz vor,
u.a. dass der Vorsitzende ohne Mit-
wirkung der ehrenamtlichen Richter
entscheiden kann, wenn sich die Be-
teiligten hiermit einverstanden erklärt
haben (sog. „konsentierter Einzelrich-
ter“). Die gerichtliche Überprüfungs-
pflicht soll bei unstreitigen Elementen
des Streitgegenstandes beschränkt
werden. Außerdem sind Änderungen
im Berufungsrecht vorgesehen. Der
Gesetzentwurf, dem das BMAS kritisch
gegenüber steht, findet sich hier:

http://tinyurl.com/j5ecjoe.

Arbeitsmarktprogramm
„Flüchtlingsintegrations-
maßnahmen“ (FIM)

Die Bundesregierung fördert mit ei-
nem neuen Arbeitsmarktprogramm Ar-
beitsgelegenheiten jährlich 100. 000
Leistungsberechtigte nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz (AsylbLG). Die
Förderung wird von der Bundesagen-
tur für Arbeit als befristetes Arbeits-
marktprogramm des Bundes mit einer
Laufzeit vom 01.08.2016 bis zum
31.12.2020 durchgeführt.

Das Programm richtet sich ins-
besondere an solche Leistungsberech-
tigte nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz, die nicht mit einer schnellen
Entscheidung rechnen können. Teil-
nehmen können volljährige arbeitsfä-
hige Leistungsberechtigte, nicht jedoch
solche Asylbewerber, die aus siche-
ren Herkunftsstaaten kommen, sowie
vollziehbar ausreisepflichtige Auslän-
der, einschließlich der Inhaber einer
aufenthaltsrechtlichen Duldung.

Weiterführende Integrationsmaß-
nahmen, wie Maßnahmen der Ar-
beitsförderung sowie die Teilnahme an
einem Sprach- oder Integrationskurs
oder die Aufnahme einer sozialversi-
cherungspflichtigen Beschäftigung,
einer Ausbildung oder eines Studiums,
haben Vorrang vor der Teilnahme an
einer FIM. Ist die Teilnahme an einem
Sprach- oder Integrationskurs vorge-
sehen, ist eine Kombination beider
Maßnahmen möglich, soweit der Vor-
rang der Sprach- bzw. Integrations-
kurse gewährleistet bleibt.

Einzelheiten zum Programm und
den Förderbedingungen sind in der
Programmrichtlinie enthalten, die im
Bundesanzeiger veröffentlicht wurde:

http://tinyurl.com/zde3gjx

SONSTIGE RECHTSGEBIETE
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Mindestlohn steigt 2017

Ab dem 01.01.2017 wird der
Mindestlohn in Deutschland angeho-
ben - allerdings nur um 34 Cent auf
8,84 EUR. Dies ist das Ergebnis des
Mindestlohnberichts, den die Bundes-
arbeitsministerin Andrea Nahles der
Bundesregierung vorgelegt hat, damit
er als Rechtsverordnung ab 1. Januar
2017 verbindlich werden kann.

Die Höhe der Anpassung orientiert
sich nachlaufend an der Tarifentwick-
lung. Als Grundlage für die Berech-
nung der nachlaufenden Tarifentwick-
lung stützt sich die Mindestlohnkom-
mission auf den Tarifindex des Statis-
tischen Bundesamtes. Unter Einbezie-
hung der der Tarifabschlüsse im Öf-
fentlichen Dienst hat das Statistische
Bundesamtes eine Entwicklung der
Tarifverdienste von 4,0 % ermittelt,

woraus sich die Erhöhung des Min-
destlohns um 34 Cent errechnet.

Zum 31.12.2016 läuft außerdem
die Übergangsregelung aus, die er-
laubt, tarifvertraglich vom Mindestlohn
abzuweichen.

Zwei Sonderregelungen gelten für
Zeitungsausträger und Saisonkräfte:
Zeitungsausträger müssen 2016
mindestens 7,23 EUR brutto pro Stun-
de bekommen (85 Prozent des ge-
setzlichen Mindestlohns). Ab dem
01.01.2017 haben sie Anspruch auf
brutto 8,50 EUR. Ab dem 01.01.2018
gilt auch für Zeitungsausträger dann
der neu festgesetzte Mindestlohn. Für
Saisonarbeitskräfte, zum Beispiel Ern-
tehelfer, gilt der gesetzliche Mindest-
lohn. Allerdings können Saisonarbei-
ter kurzfristig statt 50 bis zu 70 Tage

Aufstockerleistungen
nach dem SGB II

Die Bundesregierung hat auf die Klei-
ne Anfrage „Aufstockerleistungen nach
dem SGB II“ (BT 18/7978) von Jutta
Krellmann u.a. und der Fraktion DIE LIN-
KE im Bundestag geantwortet. Demnach
gab es im September 2015 1,13 Milli-
onen abhängig Beschäftigte Arbeitneh-
mer mit Alg II-Bezug. Davon waren
591.000 sozialversicherungspflichtig
und 421.000 geringfügig als Minijob-
ber beschäftigt. Von den 591.000 sozi-
alversicherungspflichtig Beschäftigten Alg
ll-Beziehenden waren 200.000 in Voll-
zeit und 391.000 in Teilzeit beschäftigt.

Bezogen auf alle sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten gibt es die
höchsten Anteile von Arbeitslosengeld
ll-Beziehenden in den Branchen Ge-
bäudebetreuung, Landschafts- und
Gartenbau (9,9 Prozent), der Gastro-
nomie (9,3 Prozent) und dem Spiel-,
Wett- und Lotteriewesen (8,0 Prozent).

Die Antwort der Bundesregierung
beinhaltet neben der Aufschlüsselung
nach Wirtschaftszweigen auch eine Dif-
ferenzierung nach Bundesländern,
Kreisen und kreisfreien Städten sowie
nach Berufsgruppen.

Download unter:
http://tinyurl.com/zkn8ror

IAB-Kurzbericht 15/2016

Geflüchtete Menschen in Deutschland -
eine qualitative Befragung

In einer Studie im Auftrag des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
(IAB), des Forschungszentrums Migrati-
on, Integration und Asyl des Bundesam-
tes für Migration und Flüchtlinge (BAMF-
FZ) und des Sozio-ökonomischen Panels
(SOEP) am Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW Berlin) wurden
eineinhalb- bis zweistündigen Interviews
von 123 Flüchtlinge und 26 Experten
aus der Flüchtlingsarbeit ausgewertet.

Die meisten Befragten - mit Aus-
nahme derjenigen aus den Balkanlän-
dern - berichteten von persönlichen
Bedrohungen durch Krieg und Verfol-
gung, viele von traumatischen Erleb-
nissen auf der Flucht.

Mit Deutschland verbinden die
meisten Grundwerte wie Rechtsstaat-
lichkeit, Achtung der Menschenwür-
de und Religionsfreiheit. Allerdings ist

auch ein paternalistisches Verständnis
der Geschlechterrollen erkennbar.

Fast alle - geschlechtsunabhängig
- zeigen eine ausgeprägte Erwerbs-
und Bildungsorientierung. Allerdings
verschieben viele Ältere ihre Bildungs-
ambitionen auf ihre Kinder.

Die Dauer der Asylverfahren und
die damit verbundene Ungewissheit
empfinden viele als belastend.

Fast alle zeigen eine starke Arbeits-
motivation und Integrationsbereitschaft,
sehen jedoch für ihre Arbeitsmarktin-
tegration die größten Herausforderun-
gen  im Erwerb von Sprachkompeten-
zen und Bildungsabschlüssen sowie die
Überwindung institutio-neller Hürden.

Download unter:
http://tinyurl.com/gnbfgek

pro Jahr sozialabgabenfrei arbeiten.
Diese Regelung gilt noch bis Ende
2018.

Weiterhin bestehende Ausnahmen
gelten für folgende Zielgruppen:
 Beschäftigte unter 18 Jahren so-

wie Auszubildende, junge Men-
schen in Einstiegsqualifizierungen
und Pflicht-Praktika erhalten keinen
Mindestlohn.

 Für freiwillige Orientierungs-Prak-
tika gibt es den Mindestlohn erst ab
dem 4. Monat.

 Langzeitarbeitslose (seit mindestens
einem Jahr bei der Bundesagen-
tur für Arbeit gemeldet), die eine
neue Stelle finden, haben erst ab
dem 7. Monat Anspruch auf den
Mindestlohn.
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Sozialrechtlicher Herstellungsanspruch
und Amtshaftung

Der Gesetzgeber geht davon aus,
dass die Behörden und auch die Job-
center über geschulte, fach- und sach-
kundige Mitarbeiter verfügen, die kom-
petent und umfassen beraten. Trotz-
dem kann es zu Beratungsfehlern kom-
men, in deren Folge Bürger Ansprü-
che gegenüber dem Amt geltend ma-
chen können. In Betracht kommen
dabei der sog. sozialrechtliche Herstel-
lungsanspruch und die Amtshaftung.

Das Konstrukt des sozialrechtlichen
Herstellungsanspruchs ist gesetzlich nicht
normiert und hat sich u.a. aus der Recht-
sprechung des BSG entwickelt. Zur Kor-
rektur „normaler“ Fehlentscheidungen
gibt es das Widerspruchs- und Klagever-
fahren nach dem SGG, das Überprü-
fungsverfahren nach § 44 SGB X oder
das Wiedereinsetzungsverfahren nach §
27 SGB X. Ein sozialrechtlicher Herstel-
lungsanspruch kommt hingegen für Sach-
verhalte in Betracht, bei denen durch ein
objektives Fehlverhalten der Verwaltung
die Entscheidung des Versicherten über
die Wahrnehmung von Rechten zu sei-
nen Ungunsten fehlgeleitet wurde. Der
sozialrechtliche Herstellungsanspruch
setzt dabei kein Verschulden des Sozial-
leistungsträgers voraus. Im Einzelnen
verlangt das BSG für einen sozialrechtli-
cher Herstellungsanspruch die Erfüllung
folgender Voraussetzungen:

 Der Sozialleistungsträger hat eine
ihm aufgrund Gesetzes oder eines
Sozialrechtverhältnisses obliegen-
de Pflicht, insbesondere zur Aus-
kunft und Beratung (§§14, 15 SGB
I) verletzt.

 Es besteht ein kausaler Zusammen-
hang zwischen der Pflichtverlet-
zung des Sozialleistungsträgers und
einem Nachteil des Betroffenen.

 Der entstandene Nachteil muss
durch eine zulässige Amtshandlung
(rechtmäßiges Verwaltungshandeln)
nachträglich wieder beseitigt wer-
den können. Es ist erforderlich, dass
durch Vornahme einer zulässigen
Amtshandlung der Zustand herge-
stellt werden kann, der bestehen
würde, wenn die Behörde ihre Ver-
pflichtungen gegenüber dem Be-
rechtigten nicht verletzt hätte.

 Die Korrektur durch den Herstel-
lungsanspruch widerspricht nicht
dem Gesetzeszweck.

Im Unterschied zum sozialrechtlichen
Herstellungsanspruch setzt ein Schaden-
ersatz wegen einer Amtspflichtverlet-
zung ein Verschulden des Sozialleis-
tungsträgers voraus. Sie beruht auf den
rechtlichen Grundlagen des Art. 34 GG
in Verbindung mit § 839 BGB („Haf-
tung bei Amtspflichtverletzung“). Verletzt

ANALYSEN /  PRAXISTRAINING

IAB-Regional
Nordrhein-Westfalen 2/2016:

Langzeitarbeitslosigkeit
in Nordrhein-Westfalen

(von Frank Bauer, Duncan Roth,
Georg Sieglen)

Trotz anhaltenden Beschäftigungs-
wachstums stagniert die Zahl der Ar-
beitslosen in Nordrhein-Westfalen, wie
in Deutschland insgesamt, in den letz-
ten Jahren.

Infolgedessen kann es zu Verfestigun-
gen der Arbeitslosigkeit sowie zu län-
geren Arbeitslosigkeitsdauern kommen.
Dies zeigt sich auch darin, dass die Zahl
der Personen mit besonders langer
Dauer der Arbeitslosigkeit in Nordrhein-
Westfalen zuletzt gestiegen ist.

Dieser Beitrag widmet sich zwei Fra-
gestellungen: Einerseits wird der Bestand
der Arbeitslosen in Nordrhein-Westfa-
len im Hinblick auf verschiedene Struk-
turmerkmale sowie auf die regionale
Verteilung analysiert; zum anderen ste-
hen die Übergänge aus Arbeitslosigkeit
in Beschäftigung im Fokus.

Um der Heterogenität der Gruppe
der Arbeitslosen gerecht zu werden,
werden zwei weitere Personengrup-
pen gebildet und mit der Gesamtheit
aller Arbeitslosen verglichen. Dabei
handelt es sich einerseits um die Grup-
pe aller Langzeitarbeitslosen sowie um
eine als ‚arbeitsmarktferne‘ Langzeit-
arbeitslose bezeichnete Untergruppe,
für die lange Dauern der Arbeitslo-
sigkeit und kurze Beschäftigungserfah-
rungen kennzeichnend ist. Die Ergeb-
nisse zeigen, dass insbesondere Älte-
re und Personen ohne Berufsausbil-
dung bei den Langzeitarbeitslosen
überrepräsentiert sind. Deutlich selte-
ner - gemessen am Bestand - können
Langzeitarbeitslose Übergänge in Be-
schäftigung realisieren. Gelingt die
Aufnahme einer Beschäftigung, ist die-
se für Langzeitarbeitslose im Durch-
schnitt von kürzerer Dauer. In den
meisten Fällen sind diese Unterschie-
de für die ‚arbeitsmarktfernen‘ Lang-
zeitarbeitslosen noch stärker ausge-
prägt.“ (Autorenreferat, IAB-Doku)

Download unter:

http://tinyurl.com/jpa4jwu
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ein Behördenmitarbeiter in Ausübung
seiner dienstlichen Tätigkeit vorsätzlich
oder grob fahrlässig die ihm einem
Dritten gegenüber obliegende Amts-
pflicht, so hat der Staat bzw. eine ande-
re juristische Person des öffentlichen
Rechts, dem Dritten den daraus entste-
henden Schaden zu ersetzen. Bei fahr-
lässigem Verhalten besteht die Amtshaf-
tung nur, wenn der Geschädigte nicht
auf andere Weise Ersatz zu erlangen
vermag. Eine weitere Einschränkung:
Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der
Geschädigte es vorsätzlich oder fahr-
lässig unterlassen hat, den Schaden
durch Gebrauch eines Rechtsmittels ab-
zuwenden. Dazu gehören neben den
förmlichen Rechtsmitteln, wie z.B. Wi-
derspruch oder ein Antrag auf Wieder-
einsetzen in den vorigen Stand (§ 67
SGG) auch formlose Rechtsmittel, wie
z.B. eine Dienstaufsichtsbeschwerde.
Der Amtshaftungsanspruch ist zum so-
zialrechtlichen Herstellungsanspruch
immer nachrangig.

Während für eine Auseinanderset-
zung um einen sozialrechtlichen Herstel-
lungsanspruch der (kostenfreie) sozial-
gerichtliche Weg offen steht, haben über
Ansprüche aus Amtshaftung die ordent-
lichen Gerichte (Landgericht) zu entschei-
den. Zu beachten ist, dass bei diesen zi-
vilrechtlichen Verfahren Kosten entste-
hen: der Verlierer zahlt. Vor einer Kla-
geeinreichung sollten daher Erfolgsaus-
sichten und Kostenrisiko mit anwaltlicher
Unterstützung abgewogen und die Mög-
lichkeiten der Prozesskostenhilfe geprüft
werden. Die Amtsgerichte können hierfür
auch unter den üblichen Voraussetzun-
gen Beratungshilfe bewilligen.

Ein Beispiel für einen sozialhilfe-
rechtlichen Herstellungsanspruch: Ein
Arbeitsloser meldet sich bei der Agen-
tur für Arbeit zum 01.01.2016 ar-
beitslos. Wegen einer nur kurzfristi-
gen Beschäftigung ist kein neuer An-
spruch entstanden, so dass nur ein
Restanspruch von 30 Tagen bewilligt
werden kann. Am 15.01.2016 fin-
det zwar ein Beratungsgespräch bei
der Arbeitsagentur statt, die Bewilli-
gung des Alg für den Monat Januar
erhält der Antragsteller aber erst am
01.03.2016 und wird darauf hinge-
wiesen, dass er im Anschluss an das
Arbeitslosengeld der Arbeitsagentur

(Fortsetzung: Sozialrechlicher Herstellungsanspruch ...)

das Alg II beim Jobcenter beantragen
kann. Das Jobcenter wiederum bewil-
ligt den dann gestellten Alg II-Antrag
aber erst ab 01.03.2016. Bei recht-
zeitiger Beantragung hätte der Betrof-
fene jedoch bereits ab Februar einen
Alg II-Anspruch gehabt. Hier kann nun
ein sozialrechtlicher Herstellungsan-
spruch geltend gemacht werden.

Denn der Leistungsberechtigte hätte
bei der Vorsprache am 15.01.2016
sofort darauf hingewiesen werden müs-
sen, dass - für die Mitarbeiter der Agen-
tur für Arbeit leicht ersichtlich - nur noch
ein Restanspruch von wenigen Tagen
bestand und dann gesondert bei einem
neuen Leistungsträger (Jobcenter) ein
Antrag gestellt werden muss. Wegen
dieser objektiven Pflichtverletzung hat
der Arbeitslose glaubhaft erst am
01.03.2016 den Antrag nach dem SGB
II gestellt. Der Schaden besteht in ei-
nem Verlust des Anspruches auf Alg II.
Dieser Schaden kann durch eine pflicht-
gemäße Amtshandlung beseitigt wer-
den, nämlich dadurch, dass von der
Antragstellung ausgegangen wird, die
bei pflichtgemäßer Beratung vorgele-
gen hätte (01.02.2016).

Von der Rechtsprechung des BSG
ist dabei auch eine Einstandspflicht für
objektive Pflichtverletzungen eines
Mitarbeiters eines anderen Sozialleis-
tungsträgers anerkannt. Eine Ein-
standspflicht besteht, wenn die Zustän-
digkeitsbereiche beider Stellen mate-

riellrechtlich eng miteinander ver-
knüpft sind. Die fehlerhaft handelnde
Behörde ist dann aufgrund des beste-
henden Kontaktes der aktuelle „An-
sprechpartner“ des Versicherten. Eine
objektive Pflichtverletzung besteht,
wenn erkennbar ist, dass beim Antrag-
steller im Hinblick auf das andere so-
zialrechtliche Gebiet ein dringender
Beratungsbedarf besteht.

Auf einen möglichen Anwendungs-
fall für einen Amtshaftungsanspruch hat
das LSG Nordrhein Westfalen in Zu-
sammenhang mit Schäden wegen ver-
späteter Alg II-Zahlungen hingewiesen.
Im entschiedenen Fall waren für den
Leistungsberechtigten wegen der ver-
späteten Alg II-Zahlung Rücklastschrift-
gebühren angefallen. Weder die Re-
gelungen des SGB II noch die des SGB
I sehen den Ersatz eines Schadens bei
einer verzögerten Ausführung einer
Leistungsbewilligung vor, so dass das
LSG auf Rechtsweg zu den Zivilgerich-
ten verwiesen hatte (LSG NRW, Be-
schluss vom 20.10.2014, L 19 AS
1287/14 B). Ein Schadensersatzan-
spruch über die Amtshaftung ist auch
in Fällen denkbar, in denen das Job-
center die Unterkunftskosten oder Bei-
träge an ein Energieversorgungsunter-
nehmen nicht oder verspätet über-
weist. Hier können vor allem Schäden
in Form auflaufender Mahngebühren
entstehen, für die das Jobcenter unter
den beschriebenen Bedingungen haf-
ten muss.
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Durchblick und Leitfaden für Arbeitslose zum SGB II und SGB III

LITERATURTIPPS / LINKS

Der Fachhochschulverlag hat den
„Durchblick für Arbeitslose“ auf den
neuesten Stand gebracht. Bei dieser Ver-
öffentlichung handelt es sich um 106
Schaubilder, die viele Fragen rund um
das Thema SGB III zusammengefasst
darstellen. Sie eignen sich für einen ers-
ten Überblick zu einer Fragestellung
ebenso wie als Grundlage für Gruppen-
informationen durch Referenten. Das am
01.08.2016 in Kraft getretene „Gesetz
zur Stärkung der beruflichen Weiterbil-
dung und des Versicherungsschutzes in
der Arbeitslosenversicherung (AWStG)“
ist bereits berücksichtigt.

Wer es genauer wissen will, greift
zum Klassiker „Leitfaden für Arbeits-
lose - Rechtsratgeber zum SGB III“.
Dieser seit Jahren unentbehrliche Rat-
geber befindet sich topaktuell auf dem
gleichen Rechtsstand wie der „Durch-
blick“. Besonders praktisch: Am Fuße
jedes Schaubilds beim „Durchblick“
wird auf die entsprechende Seite im
„Leitfaden“ verwiesen!

Der „Durchblick“ kostet 10 EUR, der
„Leitfaden zum SGB III“ kann für 20
EUR erworben werden.

Ebenfalls neu erschienen ist der
„Leitfaden zum Arbeitslosengeld II“ -
Die Einarbeitung des 9. SGB II-Ände-
rungsgesetzes, das am 01.08.2016
in Kraft trat, ließ die aktuelle 12. Auf-
lage auf 1.040 Seiten anschwellen.

Eine unentbehrliche Beratungshilfe für alle,
die Arbeitslosengeld II-Beziehenden

Unterstützung anbieten.

Der Ratgeber ist für 23 EUR zu haben
und stellt damit eine kostengünstige
Alternative zu wesentlich teureren und
häufig hinterherhinkenden Kommen-
taren dar.

Unser Fazit:
Für Berater und Beraterinnen ein

unumgängliches „Must-have“.

Diese Publikationen sind entweder
im Buchhandel oder beim Fachhoch-
schulverlag erhältlich:

http://tinyurl.com/j4dtw55


